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A. Prüfungsauftrag

Auf Grundlage der Werkausschusssitzung vom 8. Mai 2023 bezüglich des 

Eigenbetriebs Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau,

Lindau (Bodensee)

(im Folgenden auch ”GTL“, "Gesellschaft" oder ”Unternehmen“ genannt)

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 gewählt. Dar aufhin erteilte uns die Werkleitung den

Auf trag, den

Jahresabschluss zum 31.12.2022 und den Lagebericht

unter Einschluss der Buchführung gem. §§ 316 ff HGB zu prüfen und über das Ergebnis unserer Prü fung zu be-

richten.    

Der Gegenstand, die Art und der Umfang der Prüfung, die wir unserem Auftrag zugrunde gelegt ha ben, sind in

Ab schnitt C. dargestellt.

Auftragsgemäß hat sich die Abschlussprüfung auch auf die in § 53 Abs. 1 Nummer 1 bis 2 HGrG genann ten

Maß nah men zu erstrecken. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt F.

Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau sind als Eigenbetrieb im Sinne des Art. 88 GO Bay gemäß § 20 EBV Bay

verpflichtet, einen Jahresabschluss nach den handelsrechtlichen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften so-

wie einen Lagebericht aufzustellen und diese gemäß Art. 107 GO Bay i.V.m. § 25 Abs. 2 EBV Bay nach den hier-

für gel tenden gesetzlichen Vorschriften prüfen zu lassen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren Vorschrif ten

zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Die Durchführung der Prüfung erfolgte unter Beachtung der durch das Institut der Wirtschafts-

prüfer in Deutschland e.V. (IDW) vorgegebenen Grundsät ze.

Für die Durchführung unseres Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, sind die als

Anlage 9 bei ge füg ten All ge mei nen Auf tragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts prüfungs gesell-

schaf ten in der Fas sung vom 01.01.2017 maßgebend.

Dieser Prüfungsbericht wurde zur Dokumentation der durchgeführten Prüfung gegenüber der Gesellschaft und

nicht für Zwe cke Dritter erstellt, denen gegenüber wir entsprechend der im Regelungsbereich des § 323 HGB

gel ten den Rechts la ge keine Haftung übernehmen.
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B. Grundsätzliche Feststellungen

I. Stellungnahme zur Beurteilung der Lage des Unternehmens durch die gesetzlichen Vertreter

1. Beurteilung des Geschäftsverlaufs und der künftigen Entwicklung durch die gesetzlichen Vertreter unter
Berücksichtigung des Lageberichts

Die gesetzlichen Vertreter haben den als Anlage 5 beigefügten Lagebericht vorgelegt. Zunächst heben wie die je-

nigen An gaben und Annahmen der gesetzlichen Vertreter hervor, die wir für die Beurteilung der Lage als we sent-

lich er ach ten.

a. Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft

Bei den Ausführungen der Werkleitung sind insbesondere folgende Aspekte hervorzu he ben:

· Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau erzielen im Wirtschaftsjahr 2022 einen Jahresüberschuss in Hö he

von T€ 1.200. Das Jahresergebnis der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau liegt weit über der Pla nung. Die

Er geb nis planung für 2022 lag bei einem Gewinn in Höhe von T€ 20.

· Die Abweichung zwischen Planansatz und Jahresergebnis in Höhe von T€ 1.180 ergibt sich dadurch, dass

die Fachbereiche im Ver gleich zur Planung zum Teil deutlich bessere Er geb nisse erzielt haben (Abteilung

GT-Un terhalt: Er gebnis im Wirt schaftsjahr T€ 1.407). Grund hier für ist, dass die Auf wen dun gen unter den

Plan an sät zen lagen und die Erlöse angestiegen sind. 

· Die Bilanzsumme hat sich gegenüber der Bilanz 2021 um T€ 3.180 auf T€ 68.055 erhöht. Die Investitionen

für das gesamte Anlagevermögen liegen im Berichtsjahr 2022 bei T€ 6.156. Die Fi nanzierung der Maßnah-

men er folg te im Jahr 2022 mit Ei gen- und Fremdmitteln. Es wurden drei Neu-Darlehen in Höhe von T€ 6.000

auf ge nom men.
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b. Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft

Bei der Beurteilung der voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft, wie sie sich aus dem aufge stellten Jah-

resabschluss und Lagebericht ergibt, verbleiben Beurteilungsspielräume. Folgende An nahmen sind für die Ent-

wicklung der Gesellschaft von Bedeutung:

· Für das Geschäftsjahr 2023 sind Erträge in Höhe von Mio. € 17,8 geplant. Dem stehen Aufwen dungen in

Hö he von Mio. € 18,6 gegenüber.

· Der Erfolgsplan der GTL weist für 2023 einen Verlust in Höhe von T€ 781 auf. Dieser setzt sich aus dem ge-

planten Gewinn von T€ 20 der Abteilung GT-Unterhalt und den Verlust der Ab teilung GT-Abwas ser in Hö he

von T€ 801 zusammen.

· Für das Geschäftsjahr 2023 sind Investitionen in Höhe von Mio. € 9,8 geplant. 
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2. Stellungnahme des Abschlussprüfers

Unsere Stellungnahme zur Beurteilung der Lage des Unternehmens haben wir auf der Grundlage der Unterlagen

getroffen, die unmittelbar Prüfungsgegenstand (§ 317 HGB) waren. Bei der Prüfung haben wir neben der Buch-

füh rung, dem Jahresabschluss und dem Lagebe richt insbeson dere Unterlagen des internen Rechnungswesens

und Ver träge herange zogen. Dabei ha ben wir keine eigenen Prognose rechnungen aufgestellt, son dern le diglich

die von den ge setzlichen Vertretern getroffenen Annahmen kritisch ge würdigt.

Die Beurteilung der Lage der Gesellschaft einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der künfti gen

Ent wicklung ist nach unseren Feststellungen plausibel und folgerichtig abgeleit et.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonne nen Erkenntnissen ist die La gebeurtei lung dem Um-

fang nach ange messen und inhalt lich zutreffend. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunk te dafür erge ben, dass

der Fort be stand der Gesellschaft gefährdet wäre.
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

I. Gegenstand der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften

aufgestellte Jahresabschluss zum 31.12.2022 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022. Diese ha ben wir

dar auf hin ge prüft, ob die ge setzli chen Vor schrif ten zur Rechnungslegung sowie die ergänzenden landes rechtli-

chen Vor schriften beachtet wor den sind. Er gän zen de Bilan zierungsbe stim mun gen aus der Be triebs satzung erge-

ben sich nicht.

Den Lagebericht haben wir zusätzlich daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Vorstel lung von der Lage des

Unternehmens ver mittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chan cen und Ri siken der künftigen Ent wick lung

zu treffend dar ge stellt sind und ob die Pflichtangaben nach § 24 EBV Bay enthalten sind.

Der Prüfungsauftrag wurde durch den Werkausschuss aufgrund von Art. 107 GO Bay in Verbindung mit der Ver-

ordnung über das Prüfungswesen zur Wirtschaftsführung der Gemeinden, Landkreise und der Bezirke um die

Prü fung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG er-

wei tert. Hierüber haben wir in Abschnitt F. gesondert berichtet. Bei der Prüfung beachteten wir demnach auf-

tragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haus halts grund sät zegesetz (HGrG).

Art und Ange messen heit des Versi che rungsschutzes haben wir nicht geprüft.

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass sich die Prüfung gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf erstreckt, ob der

Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zu-

gesichert werden kann.
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II. Art und Umfang der Prüfung

Die gesetzlichen Vertreter des Unternehmens sind für die Buch führung und die Auf stellung von Jahresab schluss

und Lagebericht so wie die uns ge mach ten Anga ben verantwort lich. Un se re Aufga be ist es, die se Un ter la gen und

die gemachten An gaben im Rah men un serer pflicht ge mäßen Prü fung zu be urteilen.

Unsere Prüfung nahmen wir entsprechend den Vorschriften der §§ 316 ff HGB unter Beachtung der durch das

IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Ab schluss prüfungen vor. 

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit beur teilt werden

kann, ob die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht frei von wesentli chen Mängeln sind. Die Prü-

fung des Jahresab schlus ses legten wir unter Beachtung der Grundsät ze gewis senhafter Berufsausübung mit der

Ziel setzung an, Unrichtig kei ten und Verstöße gegen die gesetzli chen Vorschriften zur Rechnungslegung und die

er gänzenden landesrechtli chen Bestimmungen für Eigenbetriebe zu erkennen, die sich auf die Dar stel lung ei nes

den tat sächli chen Verhält nis sen entspre chen den Bildes der Ver mö gens-, Fi nanz- und Er tragslage i.S.d.

§ 264 Abs. 2 HGB we sentlich aus wir ken.

III. Prüfungsansatz

Auf der Grundlage eines risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir zunächst unsere Prüfungs strategie erar-

beitet. Zur Feststellung von Fehlerrisiken haben wir dabei Prüfungshandlungen zur Ge winnung eines Verständ-

nis ses von dem Unternehmen, von dessen rechtlichem und wirtschaftlichem Umfeld sowie von dem rechnungs-

legungsbezogenen inter nen Kon trollsystem vorgenommen.

Die hierbei festgestellten Fehlerrisiken haben wir auf die Auswirkungen beurteilt, die sie auf die Rech nungsle-

gung insgesamt und auf einzelne Aussagen in der Rech nungslegung haben.

Aufgrund der festgestellten und beurteilten Fehlerrisiken haben wir allgemeine Reaktionen auf Ab schlussebene

sowie Art, Umfang und zeitlichen Ablauf unserer weiteren Prüfungshandlungen auf Prüffeldebene festgelegt.

Hier bei handelt es sich sowohl um Funktionsprüfungen des rechnungslegungsbezogenen internen Kon trollsys-

tems als auch um aussagebezo gene Prüfungshandlungen in Form analytischer Prüfungen und Einzelfallprüfun-

gen.
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IV. Prüfungsinhalte und -schwerpunkte

Die im Rahmen der Entwicklung unserer Prüfungsstrategie festgestellten und beurteilten Fehlerrisiken führten zu

folgenden Schwerpunkten der Prüfung:

- Zuordnung, Ansatz und Bewertung des Anlagevermögens

- Vorhandensein der Forderungen und Vollständigkeit der Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt

- Vollständigkeit und Bewertung der Rück stellungen

- Prozess der Umsatzrealisierung und Verprobung der Umsatzerlöse 

- Plausibilität und prognostische Durchsicht des Lageberichts.

Beim Anlagevermögen überprüften wir in Stichproben insbesondere die zutreffende Aktivierung sowie die An ge-

messenheit der zugrunde gelegten Nutzungsdauern und Abschreibungsmethode.

An der Inventur der Vorräte haben wir nicht beobachtend teilgenommen, da das Vorratsvermögen nicht von we-

sentlicher Bedeutung ist.

Zur Beurteilung der Rückstellungen wurden uns die zugrunde liegenden Vereinbarungen, Nachweise und Be rech-

nungen vorgelegt.

Von Kreditinstituten, mit denen der Unternehmer Geschäftsbeziehungen un terhält, ha ben wir zum Bi lanzstich tag

Bestätigungen sämtlicher Konten und sons ti ger bilan zie rungs- und ver merk pflichtiger Sachverhalte einge holt.

Die Prüfung des Jahresabschlusses wurde im Oktober und November 2023 mit zeitlichen Unterbrechnungen in

unserem Büro in Stuttgart durchgeführt. Die Fer tig stel lung des Be richts er folg te im November in un se rem Bü ro.
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V. Angaben der gesetzlichen Vertreter

Alle von uns erbetenen Auskünfte und Nachweise erteilten die Werkleitung und die von ihr be nannten Mit ar bei-

ter.

Die Werkleitung hat uns in der berufsüblichen Vollständigkeits erklä rung schriftlich bestätigt, dass in der Buch-

füh rung und im Jahresabschluss zum 31.12.2022 sowie im Lagebericht al le bi lan zierungspflichti gen Ver mö gens-

wer te, Ver pflich tun gen, Wagnisse und Abgrenzun gen berück sichtigt, sämtli che Auf wen dun gen und Er trä ge ent-

hal ten und al le er for derli chen Angaben gemacht sind. Vor gänge von be son de rer Be deutung nach dem Schluss

des Ge schäfts jah res haben sich nach dieser Er klärung nicht erge ben und sind uns bei unserer Prüfung nicht be-

kannt ge worden.

Die Werkleitung hat hierin ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hin sichtlich er war teter Ent wicklungen al le

für die Beurtei lung der Lage des Unternehmens we sentli chen Gesichts punkte sowie die nach § 289 HGB so wie

§ 24 EBV Bay erforderlichen An ga ben enthält.
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D. Analyse des Jahresabschlusses

I. Wirtschaftliche Verhältnisse

1. Wirtschaftliche Entwicklung

2022 2021

Bilanzsumme T€ 68.055 64.874

Immaterielle Vermögensgegenstände T€ 64 90

Sachanlagen T€ 63.232 60.495

Finanzanlagen T€ 1 1

Investitionen im Anlagevermögen T€ 6.156 14.882

Abschreibungen auf Anlagevermögen T€ 3.426 2.944

Vorräte T€ 303 248

Umschlagshäufigkeit der Vorräte 58,2 66,3

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen T€ 2.259 1.639

Umschlagshäufigkeit der Forderungen 7,8 10,1

Bilanzielles Eigenkapital T€ 12.459 11.259

Bilanzielle Eigenkapitalquote % 18,3 17,4

Effektivverschuldung T€ 51.140 49.576

Cashflow
-   aus der laufenden Geschäftstätigkeit T€ 1.168 6.541
-   aus der Investitionstätigkeit T€ -6.133 -14.766
-   aus der Finanzierungstätigkeit T€ 4.586 6.875

Gesamtleistung T€ 17.608 16.473

Materialaufwand T€ 4.408 4.022

Materialaufwandsquote % 25,0 24,4

Personalaufwand T€ 6.892 7.020

Personalaufwandsquote % 39,1 42,6

Jahresergebnis T€ 1.200 336

EBIT T€ 1.710 806

EBIT-Marge % 9,7 4,9

EBITDA T€ 5.136 3.751

EBITDA-Marge % 29,2 22,8

Gesamtleistung je Arbeitnehmer T€ 146 141

Eigenkapitalrentabilität % 3,0 3,0

Gesamtkapitalrentabilität % 2,5 1,2

Beschäftigte Arbeitnehmer iSd § 285 Nr. 7 HGB 121 117
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Die Kennzahlen werden wie folgt ermittelt:

Umschlagshäufigkeit der Vorräte =
Umsatzerlöse

Vorräte

Umschlagshäufigkeit der Forderungen =
Umsatzerlöse

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Bilanzielle Eigenkapitalquote =
Bilanzielles Eigenkapital x 100

Bilanzsumme

Effektivverschuldung = Fremdkapital
- Geldmittel und Wertpapiere
- Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Materialaufwandsquote =
Materialaufwand x 100

Gesamtleistung

Personalaufwandsquote =
Personalaufwand x 100

Gesamtleistung

EBIT = Jahresergebnis
+ Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
+ Finanzergebnis

EBIT-Marge =
EBIT x 100

Gesamtleistung

EBITDA = EBIT
+ Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
   des Anlagevermögens und Sachanlagen

EBITDA-Marge =
EBITDA x 100

Gesamtleistung

Eigenkapitalrentabilität =
Jahresergebnis x 100

Eigenkapital

Gesamtkapitalrentabilität =
(Jahresergebnis + Zinsaufwand) x 100

Bilanzsumme
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2. Wirtschaftliche Aktivitäten

Gegenstand des Unternehmens ist laut § 2 Abs. 1 der Betriebssatzung insbesondere Planung, Bau, Unterhalt, Be-

trieb und Pflege von Grünflächen- und Tiefbauinfrastruktur im Bereich der Stadt Lindau. Im Einzelnen nimmt das

Unternehmen folgende Aufgaben wahr:

- Ableitung und Behandlung des Abwassers im Stadtgebiet über Kanalnetz und Klärwerk

- Straßen- und Brückenbau für die Stadt als Straßenbaulast träger einschließlich der Straßenbeleuchtungsanla-

gen so wie des zuge hörigen Kabelnetzes

- Gewässerbau und Hochwasserschutz

- Garten- und Landschaftsbau 

- Altlastensanierung für die Stadt

- Straßenreinigung einschließlich Winterdienst und Vollzug der Winterdienstordnung 

- Zentrales Fuhrwesen einschließlich Beschaffung, Wartung, Re paratur von Fahrzeugen sowie Erbringung von

Fuhr leis tun gen für die Stadt

- Werkstattdienste, einschließlich der Vorhaltung des erfor derli chen Fachpersonals und der Werkstätten, insbe-

son de re in den Gewerken Mechaniker, Metallbau, Holzbau, Beton bau, Maler und Verkehrszeichen sowie Be-

schaf fung, War tung und Reparatur von Maschinen für die Stadt 

Hierzu gehört im Rahmen der Gesetze auch die Einrichtung und Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, die

die Aufgaben der GTL fördern und wirtschaftlich mit ihnen zusammenhän gen. Zur Förderung der Aufgaben der

GTL können sich die GTL im Rahmen der Gesetze an an deren Unternehmen beteiligen.
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II. Ertragslage

2022 2021 Veränderung

T€ % T€ % T€ %

1. Umsatzerlöse 17.589 100,0 15.999 100,0 1.590 9,9
2. Gesamtleistung 17.589 100,0 15.999 100,0 1.590 9,9

3. Materialaufwand -4.408 -25,1 -4.022 -25,1 -386 -9,6

4. Rohertrag 13.182 74,9 11.977 74,9 1.205 10,1

5. Personalaufwand -6.892 -39,2 -7.020 -43,9 128 1,8
6.

Anlagevermögens und Sachanlagen
Vermögensgegenstände des
Abschreibungen auf immaterielle

-3.426 -19,5 -2.944 -18,4 -480 -16,3

7. übrige betriebliche Erträge 47 0,3 -33 -0,2 80 >100,0
8.

sonstige Steuern)
übrige betriebliche Aufwendungen (inkl.

-1.231 -7,0 -1.661 -10,4 430 25,9

9. Betriebsergebnis 1.680 9,5 319 2,0 1.363 >100,0
10. Finanzergebnis -498 -470 -28
11. neutrales Ergebnis 18 487 -470
12. Jahresergebnis 1.200 336 864
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  Umsatzerlöse

Das Unternehmen erzielte im Geschäftsjahr Umsatzerlöse i.H.v. T€ 17.589 (Vj. T€ 15.999). Die Umsatzerlöse

gliedern sich nach der internen Berichterstattung der Gesellschaft wie folgt:

2022 2021 Veränderung

T€ T€ T€

GT-Abwasser 7.285 6.497 788

GT-Projekte 1.400 1.996 -596

Stadtgärtnerei 0 3.546 -3.546

GT-Unterhalt 8.877 3.944 4.933

GT-Verwaltung 27 16 11

17.589 15.999 1.590

Die Umsatzerlöse sind im Geschäftsjahr um T€ 1.590 auf T€ 17.589 (im Vorjahr T€ 15.999) angestiegen, dies ist

im Wesentlichen auf den Bereich GT-Abwasser und GT-Unterhalt zurückzuführen. Der Anstieg der Umsatz er lö se

im Bereich des GT-Abwasser ist wesentlich auf den Anstieg der Abwassergebühren der Gemeinden zurückzufüh-

ren. Der Be reich GT-Un ter halt erwirtschaftete die angestiegenen Umsätze hauptsächlich durch Aufträge der

Stadt Lin dau. Seit dem Berichtsjahr 2022 wird die Stadtgärtnerei nicht mehr als separater Fachbereich geführt. 

  Materialaufwand

Der Materialaufwand setzt sich aus Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe in Höhe von T€ 2.455 (im

Vorjahr T€ 2.019) sowie Aufwendungen für bezogene Leistungen in Höhe von T€ 1.953 (im Vorjahr T€ 2.003)

zusammen, so dass sich insgesamt ein Rohertrag in Höhe von T€ 13.182 (im Vorjahr T€ 11.977) ergibt, welcher

74,9 % (im Vorjahr 74,9 %) der Gesamtleistung entspricht. 

Auf die einzelnen Betriebszweige gliedern sich die Materialaufwendungen wie folgt:

2022 2021 Veränderung*

T€ T€ T€

GT-Abwasser 2.689 2.225 464

GT-Projekte 514 488 26

Stadtgärtnerei 0 566 -566

GT-Unterhalt 1.027 712 315

GT-Verwaltung 177 31 146

4.408 4.022 386
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Die gestiegenen Materialaufwendungen re sul tie ren im We sentlichen aus dem Bereich GT-Abwasser. Der Anstieg

im Be reich GT-Ab was ser resultiert wesentlich aus dem Aufwand der Betriebskostenumlage des Neubaus, der

Mate rial di rektver bräu che der Kläranlage und den Aufwendungen für bezogene Leistungen der Kläranlage. Für

den Rück gang im Be reich der Stadtgärtnerei ist die Umbuchung auf die GT-Unterhalt verantwortlich. Die Mate-

rialauf wen dungen ha ben sich analog zu den Umsatzerlösen entwickelt.

  Personalaufwand

Die Personalaufwendungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 128 bzw. -1,8 % auf T€ 6.892 (im Vor jahr

T€ 7.020) verringert. Dies ent spricht 39,2 % (im Vor jahr 43,9 %) der Gesamtleistung. Der Rückgang der Perso-

nal auf wen dungen ist bei einem Anstieg der durchschnittlichen Mitarbeiterzahl von 117 auf 121 im Wesentlichen

durch einen er höhten Umfang von Mitarbeitenden in Teilzeit begrün det. 

  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen

In dem Anstieg der Abschreibungen kommt die erhöhte Investitionstätigkeit der Gesell schaft in den letz ten bei-

den Jahren zum Ausdruck. Die Investitionen des abgelaufenen Geschäftsjahres sind um T€ 2.730 höher als die

Abschreibungen.
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  übrige betriebliche Aufwendungen

Die übrigen betrieblichen Aufwendungen (inkl. sonstige Steuern) in Hö he von T€ 1.231 (im Vorjahr T€ 1.661)

stel len 7,0 % (im Vor jahr 10,4 %) der Ge samt lei stung dar. Die Wesentlichen hierin enthaltenen Posten kön nen

der nach fol genden den Über sicht ent nommen werden.

2022 2021 Veränderung

T€ T€ T€

Mieten und Pachten 151 482 -331

Gebühren und Beiträge 138 236 -98

Versicherungen, Steuern 195 153 42

Verwaltungskosten an die Stadt 161 204 -43

Beratung und Gutachten 195 177 18

Sonstige Aufwednungen 91 127 -36

EDV-Kosten 98 89 10

Post- und Fernsprechgebühren 63 77 -13

Fortbildung 53 31 22

Werbung, Bekanntmachungen und Personalgewinnungskosten 26 38 -13

Bürobedarf 27 25 2

Reisekosten und Bewirtung 31 22 9

1.231 1.661 -430

Der Rückgang der übrigen betrieblichen Aufwendungen ist im Wesentlichen auf den Rückgang der Mieten und

Pachten sowie auf die Gebühren und Beiträge zurückzuführen. Grund hierfür ist der im Jahr 2021 durchgeführte

Um zug in den Neubau, wodurch weniger Mieträume benötigt werden. 
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  Finanzergebnis

2022 2021 Veränderung

T€ T€ T€

Finanzerträge

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 2 3 -1

2 3 -1

Finanzaufwendungen

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 500 473 27

500 473 27

-498 -470 -28

Bei den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen handelt es sich im Wesentlichen um Darlehenszinsen.

  neutrales Ergebnis

2022 2021 Veränderung*

T€ T€ T€

neutrale Erträge

Bayrische Bodenseegemeinden 2019
Endabrechnung Abwassergebühren Abwasserverband

0 474 -474
übrige periodenfremde Erträge 19 0 19

Buchgewinne aus Anlageverkäufen 2 13 -11

21 487 -467

neutrale Aufwendungen

Forderungsverluste einschließlich Einstellungen in

Wertberichtigungen auf Forderungen 3 0 3

3 0 3

neutrales Ergebnis 18 487 -470
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Nach Berücksichtigung der Steuern ergibt sich ein Jahresergebnis in Höhe von T€ 1.200 (im Vorjahr T€ 336),

wel ches sich wie folgt auf die Sparten verteilt: 

2022 2021 Veränderung

T€ T€ T€

GT-Abwasser 216 634 -418

GT-Projekte 299 845 -547

Stadtgärtnerei 0 19 -19

GT-Unterhalt 1.407 -680 2.087

GT-Verwaltung -721 -482 -239

1.200 336 864

Der Anstieg des Jahresergebnisses resultiert im Wesentlichen aus dem Anstieg der Umsatzerlöse im Bereich

GT-Unterhalt. Allerdings wurde dieses Ergebnis durch den Rück gang der Ge win ne in den Be rei chen GT-Abasser

und GT-Projekte deutlich geschwächt. Wesentli cher Grund für den starken An stieg des Jahresergebnisses ist die

Zusammenführen der Bereiche Stadtgärtnerei, Stadtreinigung und Werkstadtdienste. Durch die Zusammenfüh-

ren ent stan den Sy ner gien, wo durch die Materialaufwendungen nur unterproprtional angestiegen sind. Ein weite-

rer Grund ist der all ge meine starke Zu wachs der Um satzerlö se der GT-Un terhalt, wel che auf die erhöh ten Erlöse

der Stadt Lindau zu rückzu füh ren sind. Der Rück gang im Be reich GT-Pro jekte ist dem niedri ge ren Erlö sen der

Stadt für den Stra ßen und Gewäs serbaus ge schul det.
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III. Vermögens- und Finanzlage

Entwicklung der Vermögenslage
31.12.2022 31.12.2021 Veränderung

T€ % T€ % T€ %

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Baukostenzuschüsse und Software 64 0,1 90 0,1 -26 -28,9

II. Sachanlagen

1. Grundstücke mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 16.091 23,6 16.324 25,2 -233 -1,4

2. Technische Anlagen und Maschinen 42.911 63,1 39.984 61,6 2.927 7,3

3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.576 2,3 1.789 2,8 -213 -11,9

4. Anlagen im Bau 2.655 3,9 2.398 3,7 257 10,7

III. Finanzanlagen

Sonstige Ausleihungen 1 0,0 1 0,0 0 0,0

63.296 93,0 60.586 93,4 2.710 4,5

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 303 0,4 248 0,4 55 22,2

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.259 3,3 1.639 2,5 620 37,8

2. Forderungen an die Stadt Lindau (B) 430 0,6 488 0,8 -58 -11,9

3. Sonstige Vermögensgegenstände 54 0,1 -180 -0,3 234 -130,0

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 1.713 2,5 2.092 3,2 -379 -18,1

4.758 7,0 4.288 6,6 470 11,0

68.055 100,0 64.874 100,0 3.181 4,9
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Entwicklung der Kapitalstruktur
31.12.2022 31.12.2021 Veränderung

T€ % T€ % T€ %

A. Eigenkapital

I. Stammkapital 5.000 7,3 5.000 7,7 0 0,0

II. Rücklage 4.870 7,2 4.870 7,5 0 0,0

IV. Gewinn aus Vorjahren 1.389 2,0 1.053 1,6 336 31,9

IV. Jahresüberschuss 1.200 1,8 336 0,5 864 257,1

12.459 18,3 11.259 17,3 1.200 10,7

B. Fördermittel und Zuschüsse 8.055 11,8 7.811 12,0 244 3,1

C. Empfangene Ertragszuschüsse 5.621 8,3 5.756 8,9 -135 -2,3

D. Rückstellungen

Sonstige Rückstellungen 664 1,0 868 1,3 -204 -23,5

E. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 39.587 58,2 35.413 54,6 4.174 11,8

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.264 1,9 3.310 5,1 -2.046 -61,8

3. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 31 0,0 136 0,2 -105 -77,2

4. Verbindlichkeiten gegenüber Finanzamt 60 0,1 4 0,0 56 1.400,0

5. Sonstige Verbindlichkeiten 313 0,5 317 0,5 -4 -1,3

41.255 60,7 39.180 60,4 2.075 5,3

68.055 100,0 64.874 100,0 3.181 4,9
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Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 3.180 bzw. 4,9 % auf T€ 68.055 erhöht.

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 93,4 % in 2021 auf 93,0 %

in 2022 reduziert.

  Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände

Das Sachanlagevermögen samt immaterieller Vermögensgegenstände erhöhte sich im Ver hält nis zum Vor jahr in

Fol ge von Investitionen, Abschreibungen und Abgängen um T€ 2.710 (im Vor jahr T€ 11.825) auf

T€ 63.296. Wesentliche Investitionen waren in den technischen Anlagen und Maschinen das Hauptpumpwerk

mit T€ 607, der Aeschachsammler mit T€ 497 und ein Umbau im Klärwerk in Höhe von T€ 340.

  Finanzanlagen

Die Finanzanlagen betreffen Arbeitgeberdarlehen und verringerten sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 0,5 (im

Vor jahr um T€ 0,5).

  Vorräte

Die Vorräte haben sich um ins ge samt T€ 54 auf T€ 303 erhöht und betreffen im Wesentlichen Mate rialbe stände

im Städtischen Betrieb.

  Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beliefen sich zum Bilanzstichtag auf T€ 2.259 (im Vorjahr

T€ 1.639) und betreffen im Wesentlichen Forderungen aus dem Fachbereich GT-Abwasser. Der An stieg der For-

derungen resultiert im Wesentlichen aus der Endabrechnung 2022 der Abwas serge büh ren an den Ab wasser ver-

band Bayrische Bodenseegemeinden.

  Forderungen an die Stadt Lindau (B)

Die Forderungen an die Stadt Lindau (B) in Hö he von ins ge samt T€ 430 (im Vor jahr T€ 488) haben sich stich-

tagsbedingt gegenüber dem Vorjahr um T€ 58 verringert und betreffen in voller Höhe Forderungen aus Lie fe run-

gen und Leistungen. 
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  Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten

Die liquiden Mittel haben sich um T€ 379 auf T€ 1.713 (im Vorjahr T€ 2.092) verringert. Dies resultiert im We-

sent li chen daraus, dass größere Investitionen laut Planansatz in vollem Umfang umgesetzt werden konn ten. Wei-

te re Ein zel hei ten er ge ben sich aus der nach fol gend dar ge stell ten Ka pi tal fluss rech nung.

Das mittel- und kurzfristige Vermögen hat sich um T€ 470 bzw. 11,0 % auf nun mehr T€ 4.759 er höht.

  Eigenkapital

Das Stammkapital in Höhe von T€ 5.000 bleibt gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Die Erhöhung des Eigenkapitals um T€ 1.200 bzw. 10,7 % auf T€ 12.459 resultiert aus dem Jahresüber schuss

2022 in Höhe von T€ 1.200.

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt damit zum Abschlussstichtag 18,3 % 

des Gesamtkapitals gegenüber 17,3 % im Vorjahr.

Fördermittel und Zuschüsse

Die Fördermittel und Zuschüsse haben sich um T€ 244 auf T€ 8.055 erhöht Die Veränderung der För der mit tel

und Zu schüsse resultiert aus Zugängen in Höhe von T€ 831 bei planmäßigen Auflösungen in Höhe von T€ 587.

Ertragszuschüsse

Bei den empfangenen Zuschüssen in Höhe von T€ 5.621 (im Vorjahr T€ 5.756) wa ren im Be richts jahr Zu gän ge

mit T€ 95 und planmäßige Auflösungen mit T€ 230 zu verzeichnen. Die Zuschüsse wer den mit jähr lich 2 % zu

Gun sten der Um satzer lö se auf ge löst.
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  sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen in Höhe von T€ 664 (im Vorjahr T€ 868) setzen sich wie folgt zu sam men:

31.12.2022 31.12.2021 Veränderung

T€ T€ T€

Urlaubs- und Gleitzeitansprüche 338 501 -163

Altersteilzeitansprüche 284 337 -52

Prüfungskosten 20 18 2

Archivierungsverpflichtung 3 5 -2

Jahresabschlussarbeiten 19 8 11

664 868 -205

Der Rückgang der Rückstellungen gegenüber dem Vorjahr um T€ 205 resul tiert im We sent li chen aus der Auf lö-

sung der Rückstellung für die Urlaubs- und Gleitzeitansprüche der Mitarbeiter.

  Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben um T€ 4.173 auf T€ 39.587 zugenommen. Dies re sul-

tiert im We sent li chen aus der Aufnahme von einem Darlehen in Hö he von T€ 6.000. Gegenläufig wirkt sich die

plan mä ßi ge Til gung in Höhe von T€ 1.840 dagegen. 

  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben sich im Vergleich zum Vorjahr um T€ 2.046 auf 

T€ 1.264 reduziert. Der Rückgang resultiert im Wesentlichen aus dem Ausgleich der Verbindlichkeiten aus den

Rechnungen des Neubaues, die am Stich tag des Vorjahres noch offen waren. 

  Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Lindau (B)

Die Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Lindau (B) sind um T€ 104 auf T€ 31 (im Vor jahr T€ 136) zurückge-

gan gen und betreffen in voller Höhe Verbindlichkei ten aus Lieferungen und Leistungen.
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  Sonstige Verbindlichkeiten

Die sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe von T€ 313 (im Vorjahr T€ 317) betreffen im Wesentlichen mit 

T€ 202 kreditorische Debitoren und mit T€ 94 erhaltene Kautionen.

Die Zahlungsfähigkeit war im Berichtsjahr jederzeit gegeben. 

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des geprüften Un ter nehmens

gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmittelflüsse nach der di rek ten Methode dar-

stellt und den Grundsätzen des vom Deutschen Standardisierungsrat DSR erar beite ten Deutschen Rechnungsle-

gungs standards (DRS 21) entspricht.
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IV. Kapitalflussrechnung

2022 2021

T€ T€

1. Laufende Geschäftstätigkeit 

a ) Periodenergebnis 1.200 336

b ) Abschreibungen (+)/Zuschreibungen (-) auf Gegenstände des
Anlagevermögens 3.426 2.945

c ) Zunahme (+)/Abnahme (-) der Rückstellungen -205 118

d ) Auflösung von Zuschüssen -817 -793

e ) Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen (+)/Erträge (-) 12 0

f ) Gewinn (-)/Verlust (+) aus dem Abgang von Gegenständen
des Anlagevermögens 2 0

g ) Zunahme (-)/Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind -850 1.109

h ) Zunahme (+)/Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind -2.098 2.356

i ) Zinsergebnis 498 470

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 1.168 6.541

2. Investitionsbereich 

a ) Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -14 -30

b ) Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
Sachanlagevermögens 20 112

c ) Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -6.142 -14.852

d ) Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
Finanzanlagevermögens 1 1

e ) erhaltene Zinsen 2 3

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -6.133 -14.766
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2022 2021

T€ T€

3. Finanzierungsbereich 

a ) Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der Aufnahme von
(Finanz-) Krediten 6.000 8.000

b ) Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten -1.840 -1.589

c ) Einzahlungen aus erhaltenen Zuschüssen/Zuwendungen 926 937

d ) Gezahlte Zinsen -500 -473

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 4.586 6.875

4. Finanzmittelfonds

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds -379 -1.350

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 2.092 3.442

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.713 2.092
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Der Finanzmittelfonds umfasst den Posten Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstitute. Die Zusammen set-

zung des Finanzmittelfonds sowie seine Ver än derung ergeben sich dabei wie folgt:

Veränderung
Finanzmittel-

31.12.2022 31.12.2021 fonds

T€ T€ T€

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 1.713 2.092 -379

1.713 2.092 -379

Der Finanzmittelfonds am Ende der Berichtsperiode in Höhe von T€ 1.713 (im Vorjahr T€ 2.092) setzt sich aus

dem Kas sen be stand in Höhe von T€ 1, dem Bankbestand bei der Sparkasse Lindau in Höhe von T€ 1.709, dem

Bank be stand bei der Raiffeisenbank Im Rheintal eG in Höhe von T€ 2 sowie sonstigen Beständen zusammen. 
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

I. Vorjahresabschluss

Der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten Be stätigungsver merk ver se he ne Vorjahresab schluss

wur de mit Beschluss des Stadtrats am 25. Oktober 2023 fest ge stellt.

II. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Zur Durchführung des Auftrags standen uns die gesamten Buchhaltungsunterlagen einschließlich der diesbezüg-

li chen EDV-Auswertungen, die Hilfsbücher, die Buchungsbelege, Unterlagen des in ternen Rechnungswesens,

Ver trä ge und das ergänzende Schriftgut der Gesellschaft zur Verfü gung. Unterla gen, die wir anforderten, konn-

ten sämt lich vorgelegt werden.

Die Abwicklung des Rechnungswesens erfolgt auf einer eigenen EDV-Anlage unter Verwendung des Standard-

softwarepakets GDI Finanzbuchhaltung (Version 6.14.1.43) der Gesellschaft für Datentechnik und Informations-

systeme mbH, Lindau. Dabei kommen die Module Anlagenbuchhaltung, Finanzbuchhaltung und Kostenrechnung

zum Einsatz. Die Personalkostenabrechnung wird vom Personalamt der Stadt Lindau durchgeführt.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung erfuhren im Berichtsjahr keine nennenswerten organi sa to ri schen Än-

derungen.

Das Unternehmen hat in der Buchführung ein angemessenes rechnungslegungsbezogenes internes Kontrollsys-

tem eingerich tet, um sicherzustellen, dass alle Geschäftsvorfälle vollständig, richtig und zeitnah erfasst und oh ne

we sentliche Feh ler verarbeitet sowie Vermögensverluste verhindert werden.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren Feststellun gen den gesetzli-

chen Vorschriften. Die Informationen aus den weiteren geprüften Unterlagen sind ord nungsgemäß im Jahresab-

schluss und im Lagebericht abgebildet.
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III. Jahresabschluss

Der Eigenbetrieb erfüllt die Größenmerkmale einer großen Gesell schaft. Der Jah resab schluss wurde ge mäß § 20

EBV Bay und - soweit sich aus der EBV Bay nichts anderes ergibt - nach den Vor schrif ten der §§ 242 bis 256a

und der §§ 264 bis 288 HGB für gro ße Ka pi tal ge sell schaften aufgestellt. Er ent spricht in allen wesentlichen Be-

langen den ge setz li chen Vor schrif ten so wie den er gänzen den Be stim mun gen der Ei gen betriebsver ord nung des

Frei staats Bayern und den Gliede rungs vor schriften der Form blätter 1 bis 5 der VwvEBV Bay für die Bi lanz, die

Ge winn- und Verlust rech nung sowie den An la gennach weis und der Erfolgsübersicht unter Beach tung der Grund-

sät ze ord nungs mäßi ger Buch füh rung. Er gän zen de Bi lan zierungsbe stim mun gen aus der Be triebs satz ung er ge ben

sich nicht.

Die Bücher wurden mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet. Aufbauend auf der Vorjahresbi lanz wurde der

Jah resabschluss ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unter lagen abgeleitet. Die

An satz-, Ausweis- und Bewertungsmethoden entsprechen den handels rechtli chen Vorschriften. Die handels-

rechtli chen Stetigkeitsgrundsätze wurden beachtet.

Die Bilanz zum 31.12.2022, die Gewinn- und Verlustrechnung 2022 sowie der Anhang 2022 sind unter Be rück-

sich ti gung der Abschlussbuchungen in Übereinstimmung mit den Büchern aufgestellt.

Die Angaben im Anhang sind vollständig und zutreffend.

Die gesetzlichen Vertreter schränkten die Be richterstattung über Organbezüge im Anhang im Ein klang mit § 286

Abs. 4 HGB ein.

IV. Lagebericht

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. Der Lagebericht steht

in Ein klang mit dem Jah res ab schluss sowie mit den von uns bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Er ver-

mit telt ins ge samt eine zu tref fende Vorstellung von der Lage der Gesellschaft. Unsere Prüfung hat zu dem Er-

gebnis ge führt, dass im La ge be richt die wesentlichen Chancen und Risi ken der künftigen Entwicklung zutreffend

darge stellt sind und dass die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB so wie den er gänzen den Bestimmungen der EBV

Bay in allen wesentlichen Belangen vollständig und zutref fend sind.
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V. Gesamtaussage zum Jahresabschluss

Gemäß § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB ist auf wesentliche Bewertungsgrundlagen, den Ein fluss von Än de rungen in den

Bewertungsgrundlagen einschließlich der Ausübung von Bilanzierungs- und Be wer tungswahlrechten und der

Aus nutzung von Ermes sens spielräumen sowie auf sachverhalts ges taltende Maßnahmen einzugehen.

1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf die Angaben und Erläuterun gen im Anhang.

Sie entsprechen den handelsrechtlichen Vorschriften.

a. Berichtspflichtige Bilanzierungsmethoden (Wahlrechte)

Für das Geschäftsjahr wurden keine Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte mit wesentlichen Aus wirkungen

auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft festgestellt.

b. Berichtspflichtige wertbestimmende Faktoren (Ermessensspielräume)

Bei der Festlegung von wertbestimmenden Faktoren können sich Ermessensspielräume ergeben. Für das Ge-

schäftsjahr wurden keine Ermessensspielräume mit wesentlicher Auswirkung auf die Vermö gens-, Finanz- und

Er tragslage der Gesellschaft festgestellt.

2. Wesentliche Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Die Gesellschaft hat im Berichtszeitraum gegenüber dem Vorjahr keine wesentlichen Änderungen in den Bewer-

tungsgrundlagen vorgenommen. Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Sach ver halte be kannt geworden,

die uns zu der An nahme veranlassen, dass Bilanzierungs- und Be wer tungsmethoden abweichend von den Vor-

jahren aus ge übt oder wertbestimmende Faktoren abwei chend von den Vor jahren angesetzt wurden.

3. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Für das Berichtsjahr wurden keine sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichem Einfluss auf die Dar-

stel lung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft festgestellt.

4. Zusammenfassende Feststellung zur Gesamtaussage

Auch unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen zu Bewertungsgrundlagen, Änderungen in den Be-

wertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen sind wir der Überzeugung, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen

ent sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge sellschaft vermittelt.
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags

I. Prüfungsfeststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung beachteten wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 HGrG. Dement sprechend

war zu prüfen, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung

mit den einschlägigen han delsrechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen der EBV Bay und den Bestimmungen

der Betriebssatzung ge führt worden sind. 

Die im Gesetz geforderten Angaben haben wir unter Beachtung des hierzu ergangenen Prüfungsstan dards 720

des Instituts der Wirtschaftsprüfer e. V. (IDW) in der Anlage 7 zusammengestellt. Auch über die in der Anlage 7

gebrachten Fest stel lun gen hinaus hat unsere Prüfung keine Be sonderheiten oder Be an standungen er ge ben, die

nach un serer Auf fassung für die Beurteilung der Ordnungsmä ßig keit von Be deutung sind.
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G. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Zu dem Jahresabschluss und Lagebericht (Anlage 1 bis Anlage 5) haben wir folgenden uneingeschränkten Be-

stäti gungs vermerk erteilt:

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Eigenbetrieb Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau, Lindau (Bodensee)

PRÜFUNGSURTEILE

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau, Lindau (Bodensee), – be-
stehend aus der Bi lanz zum 31.12.2022 und der Ge winn- und Ver lust rech nung für das Geschäftsjahr vom
01.01.2022 bis zum 31.12.2022 so wie dem Anhang, ein schließ lich der Dar stel lung der Bi lan zie rungs- und Be-
wer tungsme thoden - ge prüft. Dar über hinaus haben wir den Lagebe richt des Eigenbetriebs Garten- und Tiefbau-
be triebe Lin dau für das Ge schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· ent spricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Ei genbetriebs-
verordnung des Freistaats Bayern und vermittelt un ter Beachtung der deut schen Grundsätze ordnungsmä ßiger
Buch füh rung ein den tatsäch lichen Verhältnissen entsprechen des Bild der Ver mö gens- und Fi nanz lage des Ei-
gen betriebs zum 31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Ge schäfts jahr vom 01.01.2022 bis zum
31.12.2022 und

· ver mittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In al len
we sent li chen Be langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab schluss, entspricht den Vor-
schrif ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern und stellt die Chan cen und Risi ken der zu künf ti-
gen Ent wick lung zu tref fend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungs mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und
Art. 107 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beach tung der vom Institut der Wirt-
schafts prüfer (IDW) fest ge stell ten deut schen Grund sät ze ord nungs mä ßi ger Abschlussprü fung durchgeführt. Un-
sere Ver antwor tung nach diesen Vor schriften und Grund sät zen ist im Ab schnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prü fung des Jahres ab schlusses und des La gebe richts“ un se res Bestätigungsvermerks wei terge-
hend beschrie ben. Wir sind von dem Ei genbetrieb un abhängig in Überein stim mung mit den deutschen handels-
rechtlichen und be rufsrechtli chen Vor schriften und ha ben unsere sonstigen deutschen Be rufs pflichten in Über-
einstim mung mit die sen Anfor derun gen erfüllt. Wir sind der Auffas sung, dass die von uns er lang ten Prüfungs-
nachweise ausrei chend und geeig net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs urteile zum Jah res abschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER FÜR DEN JAHRESABSCHLUSS UND DEN
LAGEBERICHT

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften
der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern in allen we sent li chen Be lan gen ent spricht, und da für, dass
der Jah res ab schluss un ter Be ach tung der deut schen Grundsätze ord nungs mä ßi ger Buch führung ein den tat säch-
li chen Ver hält nissen ent spre chen des Bild der Vermö gens-, Finanz- und Er trags la ge des Eigenbetriebs ver mit telt.
Fer ner sind die ge setz li chen Ver treter ver ant wortlich für die internen Kon trollen, die sie in Über einstim mung mit
den deut schen Grund sät zen ord nungs mä ßi ger Buch führung als not wendig be stimmt haben, um die Auf stel lung
eines Jah resab schlus ses zu er mögli chen, der frei von wesentlichen – beab sich tigten oder un beab sichtig ten – fal-
schen Dar stel lungen ist. 

elektronische Kopie



 

 Seite 32 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des
Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwor-
tung, Sach ver hal te in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh menstätigkeit, sofern einschlägig, anzu-
ge ben. Dar über hin aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fort füh rung der Un ter nehmens tätigkeit zu bi lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten ent ge gen stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutref fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentli chen Belangen mit dem Jah-
res ab schluss in Ein klang steht, den Vorschrif ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern entspricht
und die Chan cen und Ri si ken der zu künf ti gen Ent wick lung zutreffend darstellt. Fer ner sind die gesetzlichen Ver-
treter ver ant wortlich für die Vor keh rungen und Maßnah men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben,
um die Auf stel lung eines La ge be richts in Über ein stimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigen-
betriebsver ordnung des Freistaats Bayern zu er möglichen, und um aus reichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön nen.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES
LAGEBERICHTS

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von
wesentli chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutref fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit
dem Jah res ab schluss so wie mit den bei der Prüfung ge wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vor schrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar stellt, so wie ei nen Bestäti gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum
Jahresabschluss und zum La gebe richt be in hal tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs mäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel lungen können
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent lich angesehen, wenn vernünftiger weise
er war tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab schlusses und
La gebe richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa ten beein flussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund haltung. Dar-
über hinaus

· iden tifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher
Dar stel lungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs handlungen als Reaktion
auf die se Ri si ken durch so wie erlangen Prüfungsnachweise, die aus reichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für un se re Prü fungsurteile zu die nen. Das Risi ko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt
werden, ist bei Ver stößen höher als bei Unrich tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälsch-
ungen, be ab sich tigte Un vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen bein halten können.

· ge winnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter nen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lun gen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungs ur teil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

· beur teilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech nungslegungsme-
tho den so wie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge stellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben.
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· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den ge setzli chen Vertretern angewandten
Rech nungs legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so wie, auf der Grundlage der er-
lang ten Prü fungsnach weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammen hang mit Ereignissen oder Gege-
benhei ten be steht, die bedeutsa me Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unterneh-
menstä tig keit auf wer fen kön nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir ver pflich tet, im Bestäti gungsvermerk auf die dazugehörigen Anga ben im Jahresabschluss und
im Lagebe richt auf merk sam zu machen oder, falls diese Angaben unan gemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modi fi zie ren. Wir zie hen unsere Schluss folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestäti gungsver merks er langten Prüfungsnachweise. Zu künftige Er eignisse oder Gegeben heiten können je-
doch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh menstätig keit nicht mehr fortführen kann.

· beur teilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein schließlich der An-
ga ben so wie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor fälle und Ereignisse so darstellt, dass
der Jah res ab schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhält nissen entsprechen des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-
mit telt.

· beur teilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent sprechung und das
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

· füh ren wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts orientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach weise vollziehen wir dabei ins-
be sondere die den zu kunftsorientierten Angaben von den gesetz lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annah men nach und beur teilen die sachge rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annah men. Ein eigen ständiges Prüfungs urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annah men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er eig-
nisse we sentlich von den zu kunftsorientierten Angaben ab weichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai ger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß Art. 107 Abs. 3 Gemeindeordnung des Freistaats Bayern
in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 befasst. Gemäß Art. 107 Abs. 3 Gemeindeordnung des Frei-
staats Bayern in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Eigen betriebsverordnung des Freistaats Bayern ha ben wir in dem
Be stäti gungs ver merk auf un sere Tä tig keit einzugehen.

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhal te
be kannt geworden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-
betriebs Anlass geben.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen betriebs sowie für
die Vor kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig er achtet haben.

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung
der Ab schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkrei se
11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Bean standungen Anlass ge ben. Da-
bei ist es nicht Auf gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweck mäßigkeit der Entscheidungen der gesetzli-
chen Ver treter und die Ge schäftspolitik zu beurteilen."
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H. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Geschäfts-

jahr 2022 der Eigenbetrieb Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau, Lindau (Bodensee), erstatten wir in Über ein stim-

mung mit den ge setz li chen Vor schrif ten und den deut schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstat tung bei

Ab schlussprü fungen (IDW PS 450).

Stuttgart, 23. November 2023

BW PARTNER
Bauer Schätz Hasenclever Partnerschaft mbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft

Wirtschaftsprüferin
Susanne Reh

Wirtschaftsprüfer
Marius Henkel

Eine Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü fungs berichts

be darf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Weiter gabe des Jahresabschlusses und/oder

des Lageberichts in ei ner von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten

Stel lung nah me, so fern hierbei un ser Bestätigungsvermerk zi tiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf 

§ 328 HGB wird verwiesen.
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Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau,
Lindau (B)                                                

Aktiva Passiva

31.12.2021 31.12.2021
EUR EUR EUR EUR EUR EUR

 A.    Anlagevermögen  A.     Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Stammkapital 5.000.000,00 5.000.000,00
II. Rücklage 4.870.000,00 4.870.000,00

Baukostenzuschüsse und Software 63.619,00 90.254,00 III. Gewinnvortrag 1.388.521,70 1.053.009,78
IV. Jahresüberschuss 1.200.486,96 335.511,92

II. Sachanlagen 12.459.008,66 11.258.521,70

1. Grundstücke mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 16.090.530,22 16.323.533,41
2. Technische Anlagen und Maschinen 42.910.990,95 39.984.153,11
3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.575.784,16 1.788.651,41
4. Anlagen im Bau 2.654.530,35 2.398.485,88

 B.    Fördermittel und Zuschüsse 8.055.132,74 7.810.886,10
63.231.835,68 60.494.823,81

III. Finanzanlagen
 C.    Empfangene Ertragszuschüsse 5.620.838,15 5.755.890,16

Sonstige Ausleihungen 600,00 1.100,00
63.296.054,68 60.586.177,81

 D.    Rückstellungen
 B.    Umlaufvermögen

Sonstige Rückstellungen 663.767,16 868.336,72
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 302.689,00 248.484,00  E.    Verbindlichkeiten

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 39.586.848,31 35.413.483,82
II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.264.256,87 3.309.901,81

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.259.255,44 1.638.845,44 III. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Lindau (B) 31.245,00 135.693,40
2. Forderungen an die Stadt Lindau (B) 429.705,51 488.109,87 IV. Verbindlichkeiten gegenüber dem Finanzamt 60.409,46 4.296,99
3. Sonstige Vermögensgegenstände 53.810,08 -179.563,70 V. Sonstige Verbindlichkeiten 313.047,68 317.280,52

2.742.771,03 1.947.391,61 41.255.807,32 39.180.656,54

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 1.713.039,32 2.092.237,80
4.758.499,35 4.288.113,41
2.507.332,17

68.054.554,03 64.874.291,22 68.054.554,03 64.874.291,22

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2022

31.12.2022 31.12.2022
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Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau,
Lindau (B)                                          

2021
EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 17.608.265,62 16.472.959,06

2. Sonstige betriebliche Erträge 47.410,64 -19.875,94
17.655.676,26 16.453.083,12

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 2.454.885,34 2.018.960,47
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 1.952.713,76 2.003.063,44

4.407.599,10 4.022.023,91

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 5.315.760,98 5.438.914,09
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und Unterstützung 1.576.488,33 1.580.823,17
6.892.249,31 7.019.737,26

5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.425.837,52 2.944.454,16

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.220.815,95 1.650.555,37

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 2.064,25 2.685,50

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 500.205,08 472.833,48

9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 1.211.033,55 346.164,44

10. Sonstige Steuern 10.546,59 10.652,52

11. Jahresüberschuss 1.200.486,96 335.511,92

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR
VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2022

2022
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Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau,
Lindau (B)

Aufwendungen 
nach Bereichen 

nach Aufwandsarten

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR
1 2 3 4 5 6 7

 1. Materialaufwand und Aufw. für bez. Leistungen 
(ohne 2. Umlage int. Leistg.) 4.408 2.620 486 0 1.195 106

Zurechnung (+) 168 69 28 0 0 71
Abgabe (-) -168 0 0 0 -168 0

6.892 1.140 331 0 4.709 712

3.426 2.067 36 0 403 920

500 381 1 0 19 99

11 1 0 0 10 0

1.221 406 149 0 413 253

16.457 6.684 1.031 0 6.581 2.161

Zurechnung (+) 1.410 424 70 0 916 0
Abgabe (-) -1.410 0 0 0 0 -1.410

16.457 7.108 1.101 0 7.497 751

11. Umsatzerlöse 17.608 7.304 1.400 0 8.877 27

12. Sonstige betriebliche Erträge 47 18 0 0 27 3

17.656 7.322 1.400 0 8.904 30

1.198 214 299 0 1.407 -721

2 2 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

0 0 0 0 0 0

1.200 216 299 0 1.407 -721

16. Außerordentliches Ergebnis

17. Steuern vom Einkommen und Ertrag

18. Unternehmensergebnis (+ = Jahresgewinn / - = Jahresverlust)

8. Summe 1 - 7

9. Umlage GT-Werkleitung und Verwaltung (5986)

10. Aufwendungen 8 - 9

13. Gesamtleistung

14. Betriebsergebnis (+ = Überschuss / - = Fehlbetrag)

15. Finanzerträge

7. Andere betriebliche Aufwendungen (ohne Verw.kostenbeitrag)

ERFOLGSÜBERSICHT FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 2022

GTL Gesamt

Abteilungen

GT-Abwasser GT-Projekte Stadtgärtnerei GT-Unterhalt GT- Verwaltung

2. Umlage Interne Leistungen

3. Personalaufwand

4. Abschreibungen

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen

6. Sonstige Steuern (soweit nicht in Zeile 17 auszuweisen)
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ANHANG FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 2022 

 

1. Allgemeine Angaben 

Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau werden als organisatorisch, verwaltungsmäßig 
und finanzwirtschaftlich gesondertes Unternehmen der Stadt Lindau (B) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit in der Form eines Eigenbetriebes im Sinne des Art. 88 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern (GO Bay), mit Sitz in Lindau, geführt. Die GTL wurden 
im Wirtschaftsjahr 2015 neu gegründet.  

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern 
(EBV Bay) und der hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften (VwVEBVBay) in Verbin-
dung mit den Regelungen des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches (HGB) aufge-
stellt. Gemäß §20 EBV Bay finden die handelsrechtlichen Vorschriften über den Ansatz, 
die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, die Bewertung und über den Anhang, die 
für große Kapitalgesellschaften gelten, sinngemäße Anwendung, sofern sich aus der EBV 
Bay nichts anderes ergibt. 

Der Gliederung des Jahresabschlusses wurden die für Eigenbetriebe verbindlichen Form-
blätter 1 (Bilanz), 2 (Anlagennachweis) und 4 (Gewinn- und Verlustrechnung) zugrunde 
gelegt. 

Die Forderungen an die Stadt Lindau (B) sowie die Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 
Lindau (B) werden als gesonderte Posten ausgewiesen. 

Um die Klarheit der Darstellung zu verbessern, haben wir die Angaben zur Mitzugehörig-
keit zu anderen Posten der Bilanz im Anhang gemacht. 

 

2. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren die nachfolgenden Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden maßgebend. 

Immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten erfasst und linear 
entsprechend ihrer voraussichtlichen Nutzungsdauer abgeschrieben.  

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und 
wird, soweit abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. Den planmäßigen 
Abschreibungen liegen die betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern zugrunde. Sämtliche 
Anlagegüter werden linear abgeschrieben. Geringwertige Anlagegüter bis zu einem Wert 
von € 250,00 werden im Jahr des Zugangs voll abgeschrieben; ihr Abgang erfolgt bei 
Ende der tatsächlichen Nutzungsdauer. Die Zugänge bei Anlagegütern wurden bis 2009, 
in Abhängigkeit vom Zeitpunkt des Zugangs im ersten oder im zweiten Halbjahr, mit dem 
vollen bzw. mit dem halben Jahresabschreibungssatz abgeschrieben. Ab 2010 werden 
die Zugänge monatsgenau erfasst. 
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Die sonstigen Ausleihungen sind mit dem Nominalwert bewertet. 

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden grundsätzlich zu den durchschnittlichen An-
schaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. Forderungen und sonstige Vermögensge-
genstände sind zum Nennwert angesetzt. 

Kassenbestände und Bankguthaben sind zum Nennwert bewertet. 

Im Fachbereich Abwasserwirtschaft werden die Fördermittel und Zuschüsse für Anlage-
güter der Kanalisation bzw. der Kläranlage zum Nennwert passiviert und jährlich mit 2,0% 
bzw. 3,0% der Ursprungsbeträge zugunsten der Umsatzerlöse aufgelöst. 

Seit 2017 wird außerdem ein, für die Modernisierung der Straßenbeleuchtung, empfan-
gener öffentlicher Zuschuss unter der Bilanzposition „Fördermittel und Zuschüsse“ zum 
Nennwert passiviert und jährlich mit 5,0% des Ursprungsbetrags zugunsten der Umsatz-
erlöse aufgelöst.   

Gleichzeitig werden empfangene Ertragszuschüsse für Kanalherstellungsbeiträge zum 
Nennwert passiviert und jährlich mit 2,0% der Ursprungsbeträge zugunsten der Umsatz-
erlöse aufgelöst. 

Die Rückstellung für Altersteilzeitverpflichtung ist auf der Grundlage versicherungsmathe-
matischer Berechnungen unter Berücksichtigung der Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. 
Klaus Heubeck gebildet. Der Rechnungszinssatz wurde mit 0,44% und der Gehaltstrend 
mit 2,0% berücksichtigt. Bei der Bewertung der Aufstockungszahlungen wurde der volle 
Barwert der Verpflichtung angesetzt. 

Die sonstigen Rückstellungen sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beur-
teilung notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt.  

Die Verbindlichkeiten sind zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 

 

3.   Erläuterungen der Bilanz 
3.1 Anlagevermögen 

Die Entwicklung des Anlagevermögens geht aus dem beigefügten Anlagennachweis her-
vor. Dieser ist entsprechend dem Formblatt 2 zu den VwVEBV Bay aufgebaut. 

Die sonstigen Ausleihungen betreffen unverzinsliche Vorschüsse und Arbeitgeberdarle-
hen an Mitarbeiter der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau; Sie werden gemäß der „Bay-
erischen Richtlinien für die Gewährung von Vorschüssen in besonderen Fällen“ (Bayeri-
sche Vorschussrichtlinien - Bay VR vom 7. Mai 1980 in der Fassung vom 13. Juli 2015) 
gewährt und zum Nennwert bewertet. 
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3.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

In den ausgewiesenen Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen sind - bis 
auf die gestundeten Beträge - keine Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als ei-
nem Jahr ausgewiesen. 

Forderungen aus Kanalherstellungsbeiträgen sind in Höhe von insgesamt T€ 21 nach Art. 
13 Abs. 3 und 4 Kommunalabgabengesetz (KAG) wegen landwirtschaftlicher Nutzung 
zinslos gestundet. Für diese zinslosen Stundungen werden zum Teil Beiträge in Höhe der 
jeweiligen Geldentwertung erhoben. Da handelsrechtlich unverzinsliche bzw. niedrig ver-
zinsliche Forderungen mit ihrem Barwert anzusetzen sind, wurden die Forderungen mit 
einem Zinssatz von 6,0%. bzw. 5,5% bei Erhebung eines Geldentwertungsausgleich in 
Ansatz gebracht. Der gesamte Abzinsungsbetrag beläuft sich auf T€ 11 (Vj.: T€ 11). 

Die Forderungen an die Stadt Lindau (B) in Höhe von T€ 430 (Vj.: T€ 488) resultieren aus 
Lieferungen und Leistungen. 

 

3.3 Stammkapital 

Das Stammkapital beträgt gemäß §1 Abs.3 der Betriebssatzung T€ 5.000 und ist in voller 
Höhe eingezahlt. 

 

3.4. Rücklagen 

Die Rücklagen wurde zweckgebunden gebildet. Die Ermittlung der kalkulatorischen Ab-
schreibungen nach KAG auf Basis der „Wiederbeschaffungszeitwerten“ führte zu höheren 
Kosten, als die Ermittlung auf Basis der „Anschaffungsherstellungskosten“.Diese Rück-
lage wurde im Wirtschaftsjahr nicht erhöht. Die Rücklage beläuft sich auf T€ 4.870. 

 

3.5. Gewinn/Verlust 

Der Jahresüberschuss des Wirtschaftsjahres 2022 beträgt T€ 1.200. Der Gewinn aus 
Vorjahren beläuft sich auf T€ 1.388 und enthält den auf neue Rechnung vorgetragenen 
Jahresgewinn 2021 T€ 336 sowie den im Vorjahr aufgelaufenen Gewinn aus Vorjahren 
in Höhe von T€ 1.053. 
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3.6 Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen betreffen Rückstellungen für Urlaubs- und Gleitzeitansprü-
che T€ 337 (Vj.: T€ 501), für Altersteilzeitansprüche 284 T€ (Vj.: T€ 337), für Jahresab-
schlussprüfung T€ 20 (Vj.: T€ 18), Jahresabschlussarbeiten T€ 17 (Vj.:10T€) und für Ar-
chivierungsverpflichtungen T€ 5 (Vj.: T€ 3). 

 

3.7 Verbindlichkeiten 

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten ergeben sich aus der folgenden Übersicht (die 
Vorjahreswerte sind in Klammern dargestellt) 
 

  Restlaufzeiten 
  bis 1 

Jahr 
 über 1  

Jahr 
 davon über 

5 Jahre 
 Gesamt 

  T€  T€  T€  T€ 
Verbindlichkeiten gegen- 
über Kreditinstituten 

 1.555 
(1.723) 

 38.011 
(33.684) 

 30.947 
(27.101) 

 39.587 
(35.413) 

 

        
Verbindlichkeiten aus Lie-
ferungen und Leistungen 

      1.264 
(3.310) 

 0 
(0) 

 0 
(0) 

 1.264 
(3.310) 

         
Verbindlichkeiten gegen-
über der Stadt Lindau (B) 

 31 
(136) 

 0 
(0) 

 0 
(0) 

     31 
(136) 

         
Verbindlichkeiten gegen-
über dem Finanzamt 

 60 
(4) 

 0 
(0) 

 0 
(0) 

 60 
(4) 

         
Sonstige Verbindlichkeiten 
 

 313 
(317) 

 0 
(0) 

 0 
(0) 

 313 
(317) 

         
 
 

 3.223  38.011  30.947  41.255 

  (5.490)  (33.684)  (27.101)  (39.180) 
 

Haftungsverhältnisse nach § 251 HGB und sonstige finanzielle Verpflichtungen, die für 
die Beurteilung der Finanzlage von Bedeutung sind, bestehen nicht.  
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3.8 Latente Steuern 

Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau sind maximal im Rahmen ihrer wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe ertragssteuerpflichtig. Innerhalb dieser wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebe bestehen überwiegend aktive latente Steuern (sonstige Rückstellungen). Diese 
errechnen sich unter Anwendung eines Körperschaftsteuersatz von 15,83 % (inkl. Soli-
daritätszuschlag), der Gewerbesteuermeßzahl von 3,5 % und eines Gewerbesteuerhe-
besatzes von 410 %. Das Wahlrecht zum Ansatz aktiver latenter Steuern gemäß § 274 
Abs. 1 S. 2 bzw. S. 3 HGB wurde nicht ausgeübt. 
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4. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

4.1 Umsatzerlöse und sonstige betriebliche Erträge 

Die Umsatzerlöse verteilen sich wie folgt: 

Abwasserwirtschaft 7.304T€ (VJ: 6.971T€) für die restlichen Geschäftsfelder wurden 
Umsatzerlöse in Höhe von 10.305T€ (9.502T€) erwirtschaftet. 

Die sonstigen betrieblichen Erträge (inklusive der aktivierten Eigenleistungen) gliedern 
sich wie folgt: 

 

  2022  2021 
  T€  T€ 

- Abwasserwirtschaft  18  -5 
- restl. Geschäftsfelder  29  -15 

     
     
     
     
  47  -20 

 

4.2 Personalaufwand 

In den Personalaufwendungen sind Aufwendungen für Altersversorgung in Höhe von 
T€ 445 (Vj.: T€ 476) enthalten. 

 

4.3 Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen: 
  2022  2021 
  T€  T€ 
Mieten  151  482 
Gebühren und Beiträge  138  236 
Verwaltungskostenbeitrag an die Stadt Lindau (B)  161  204 
Versicherungen  195  142 
Beratung und Gutachten  195  177 
Übrige Aufwendungen  381  409 
  1.221  1.650 
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4.4 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

Die sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge enthalten Zinserträge aus der Aufzinsung 
von Forderungen in Höhe von T€ 2. 

 
4.5 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen enthalten Zinsaufwendungen aus der Abzin-
sung der Verpflichtungen für geregelte Anwartschaften und laufende Verpflichtungen in 
Höhe von € 500 (Vj.: € 473). 

 

5. Sonstige Angaben 

5.1 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Die Mitarbeiter der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau sind über eine Zusatzversor-
gungskasse der Bayerischen Gemeinden bei der Bayerischen Versorgungskammer zu-
sätzlich rentenversichert. Der Prozentsatz der Umlage betrug im Wirtschaftsjahr 2022 
7,75%; die Summe der umlagepflichtigen Löhne und Gehälter T€ 5.405  (Vj.: T€ 5.439). 

Das Bestellobligo (Mitaufwand für ehemalige Betriebsräume – Bauhof und Stadtgärtnerei) 
gegenüber der Stadt Lindau (B) betrug zum Bilanzstichtag T€ 0 (Vj.: T€ 332).  

Das Bestellobligo im Vorjahr gegenüber Dritten resultiert im Wesentlichen aus den Inves-
titionen für den GTL-Neubau, die städtische Registratur,das neue Gewächshaus für die 
Anzucht und Ausbildung sowie das angeschlossene Palmenhaus. Diese Investitionen 
sind zum Bilanzstichtag abgeschlossen- € 0 (Vj.: Mio. € 1,21). 
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5.2 Werkausschuss 

Der Werkausschuss setzt sich zum 31. Dezember 2022 wie folgt zusammen: 

Vorsitzende: 
Frau Dr. Claudia Alfons Oberbürgermeisterin der Stadt Lindau (B) 
 
Weitere Mitglieder: 
Herr Max Strauß  Installateur (Stadtrat) 
Herr Matthias Kaiser   Polizeibeamter (Stadtrat) 
Herr Stefan Büchele  Obstbaumeister (Stadtrat) 
Frau Claudia Mayer  Projektmanagerin  
Herr Gerhard Fehrer   Geschäftsführer i.R. 
Herr Uli Gebhard  bfz-Leiter a.D. (Stadtrat) 
Herr Mathias Hotz  Rechtsanwalt (2. Bgm. der Stadt Lindau (B)) 
Herr Andreas Jäger   Landwirt 
Herr Jürgen Müller  Richter am Amtsgericht (Stadtrat) 
Herr Roland Freiberg  Bankbetriebswirt 
Herr Andreas Reich Koordinator Gebäudetechnik (Stadtrat) 
Herr Florian Nüberlin Gartenbauingenieur (Stadtrat) 
  
  
Den Werkausschussmitgliedern wurden insgesamt im Wirtschaftsjahr 2022 Aufwands-
entschädigungen in Höhe von T€ 6 (Vj.: T€ 4) vergütet. 
 

5.3 Werkleitung 

Werkleiter im Berichtsjahr war bis zum 31. Dezember 2022 Herr Dipl.-Ing. (FH) Kai 
Kattau. Ab dem 1. Januar 2023 ist der Werkleiter Herr Pius Hummler.  

Bezüglich der Angaben der im Wirtschaftsjahr an die Werkleitung gewährten Bezüge 
wird von der Schutzklausel gemäß § 286 Abs. 4 HGB Gebrauch gemacht. 
 

5.4 Mitarbeiter 

Die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten im Wirtschaftsjahr 2022 betrug 121 Entgelt-
empfänger, davon 24 Teilzeitkräfte. 
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5.5 Honorar des Abschlussprüfers 

Das im Wirtschaftsjahr 2022 erfasste Gesamthonorar für den Abschlussprüfer BW 
PARTNER, Stuttgart, beträgt T€ 20. Dieses entfällt vollumfänglich auf Abschlussprüfungs-
leistungen. 

5.6 Angaben zum Jahresergebnis (Stand 21.11.23) 

Die Werkleitung schlägt vor den Jahresüberschuss 2022 in Höhe von T€ 1.200 wie folgt 
zu verwenden: 

Der Jahresüberschuss des Wirtschaftsjahres 2022 in Höhe von T€ 1.200 ist in voller Höhe 
auf neue Rechnung vorzutragen. 

 

5.7 Sonstige Prüfungen 

Das städtische Rechnungsprüfungsamt prüft regelmäßig den Jahresabschluss gemäß 
Art.106 Abs. 3 GO Bay.  

Eine unangemeldete Kassenprüfung wurde am 26. Januar 2023 vom städtischen Rech-
nungsprüfungsamt durchgeführt,diese führte zu keinen Beanstandungen. 

 

5.8 Offenlegung des Jahresabschlusses 

Nach Feststellung des Jahresabschlusses durch den Stadtrat wird dieser im Amtsblatt 
bekanntgegeben und an 7 Werktagen zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt. 

 

5.9 Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Bilanzstichtag eingetreten sind, lie-
gen nicht vor. 

 

Lindau (B), 23. November 2023 

Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau 

 

 

Pius Hummler 

Werkleiter 
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ANLAGENNACHWEIS  ZUM  31.12.2022

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN A    B    S    C    H   R    E    I    B    U    N    G    E    N  Restbuchwerte  Restbuchwerte Kennzahlen
Posten des Anlagevermögens Anfangsstand Zugang Abgang Umbuchungen Endstand Anfangsstand  Abschreibungen angesammelte Afa Umbuchungen Endstand am Ende des am Ende des Ø Afa- Ø Rest-

 im Wirtschaftsjahr  auf die in Spalte 4+5 Wirtschaftjahres vorang.Wirtschtsj.    Satz buchwert
              Rechnung 2022 01.01.2022 31.12.2022 01.01.2022 ausgewies.Abgänge 31.12.2022  31.12.2022 31.12.2021

€ €    € € € € € € € € € % %
1 2 3 4 5 7 8 9 10 11 12 13 14 15

 
 
  I. Immat. Vermögensgegenstände   

     Baukostenzuschüsse und Software
     a) Klärwerk (100+110) 147.965,81 8.176,49 0,00 0,00 156.142,30 147.458,81 2.137,49 0,00 0,00 149.596,30 6.546,00 507,00 1,37 4,19
     b) Kanalisation (101+111) 180.377,47 3.993,64 0,00 0,00 184.371,11 179.922,47 907,64 0,00 0,00 180.830,11 3.541,00 455,00 0,49 1,92
     c) Projekte (102) 163.143,66 0,00 0,00 0,00 163.143,66 106.976,66 27.509,00 0,00 0,00 134.485,66 28.658,00 56.167,00 16,86 17,57
     d) Stadtgärtnerei (103) 59.267,72 0,00 0,00 0,00 59.267,72 55.386,72 3.875,00 0,00 0,00 59.261,72 6,00 3.881,00 6,54 0,01
     e) Unterhalt 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     f) Verwaltung 56.298,51 2.409,75 0,00 0,00 58.708,26 27.054,51 6.785,75 0,00 0,00 33.840,26 24.868,00 29.244,00 11,56 42,36

Immat. Vermögensgegenstände a)-f) 607.053,17 14.579,88 0,00 0,00 621.633,05 516.799,17 41.214,88 0,00 0,00 558.014,05 63.619,00 90.254,00 6,63 10,23

 II. Sachanlagen
  1. Grundstücke mit Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten
 

     a) Klärwerk (200) 927.935,86 0,00 0,00 0,00 927.935,86 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 927.935,86 927.935,86 0,00 100,00
     b) Kanalisation (201) 54.629,37 0,00 0,00 0,00 54.629,37 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 54.629,37 54.629,37 0,00 100,00
     c) vom AV finanzierte Grundstücke (201) 981,99 0,00 0,00 0,00 981,99 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 981,99 981,99 0,00 100,00

  2. Grundstücke mit Wohnbauten
     a) Neubau (299) 15.689.664,85 9.493,58 0,00 420.449,88 16.119.608,31 349.678,65 662.946,66 0,00 0,00 1.012.625,31 15.106.983,00 15.339.986,19 4,11 93,72

  3. Techn. Anlagen und Maschinen
     a) Klärwerk (650) 42.065.651,65 804.427,16 565.522,11 2.352.894,60 44.657.451,30 28.007.868,57 1.116.880,05 538.375,04 0,00 28.586.373,58 16.071.077,72 14.057.783,08 2,50 35,99
     b) Kanalisation (350) 48.174.330,18 291.368,76 0,00 1.119.931,47 49.585.630,41 24.745.303,59 912.908,90 0,00 0,00 25.658.212,49 23.927.417,92 23.429.026,59 1,84 48,25
     c) vom AV finanzierte Kanäle (350) 705.166,62 0,00 0,00 0,00 705.166,62 657.366,62 0,00 0,00 0,00 657.366,62 47.800,00 47.800,00 0,00 6,78
     d) Projekte 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     e) Stadtgärtnerei 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     f) Unterhalt (452) 129.484,08 280.161,97 0,00 0,00 409.646,05 22.045,08 16.563,97 0,00 0,00 38.609,05 371.037,00 107.439,00 4,04 90,58
     g) Verwaltung 3.492.047,45 55.627,30 0,00 336.789,79 3.884.464,54 1.149.943,01 240.863,22 0,00 0,00 1.390.806,23 2.493.658,31 2.342.104,44 6,20 64,20

  4. Betriebs- und Geschäftsausstattung
     a) Klärwerk (660) 459.188,83 55.582,74 0,00 53.624,35 568.395,92 406.597,83 27.024,09 0,00 0,00 433.621,92 134.774,00 52.591,00 4,75 23,71
     b) Kanalisation (360) 94.650,33 15.297,45 0,00 0,00 109.947,78 78.336,33 6.792,45 0,00 0,00 85.128,78 24.819,00 16.314,00 6,18 22,57
     c) Projekte (460) 100.727,07 7.271,55 0,00 0,00 107.998,62 48.717,07 8.382,55 0,00 0,00 57.099,62 50.899,00 52.010,00 7,76 47,13
     d) Stadtgärtnerei (461) 1.150.367,23 0,00 1.000,00 0,00 1.149.367,23 777.840,23 90.958,00 999,00 0,00 867.799,23 281.568,00 372.527,00 7,91 24,50
     e) Unterhalt (462) 3.890.743,47 87.835,21 803,25 0,00 3.977.775,43 2.623.321,07 291.827,21 0,00 0,00 2.915.148,28 1.062.627,15 1.267.422,40 7,34 26,71
     f) Verwaltung 85.587,79 2.785,54 0,00 0,00 88.373,33 57.800,78 9.475,54 0,00 0,00 67.276,32 21.097,01 27.787,01 10,72 23,87
5. Anlagen im Bau
    a) Klärwerk (810-811,60) 2.406.518,95 3.685.642,37 0,00 -3.526.450,42 2.565.710,90 8.033,07 0,00 8.033,07 0,00 0,00 2.565.710,90 2.398.485,88 0,00 100,00
    b) Verwaltg - Neubau (813; 813,60) 0,00 757.239,68 0,00 -757.239,68 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
    c) Unterhalt (810/811) 0,00 88.819,45 0,00 0,00 88.819,45 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 88.819,45 0,00 0,00 100,00

Sachanlagen 1. - 5. 119.427.675,72 6.141.552,76 567.325,36 0,00 125.001.903,11 58.932.851,90 3.384.622,64 547.407,11 0,00 61.770.067,43 63.231.835,68 60.494.823,81 2,71 50,58

III. Finanzanlagen Gehaltsvorschüße/AG-Darlehen
     a) Abwasserwirtschaft (Konto 1500) 1.100,00 0,00 500,00 0,00 600,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 600,00 1.100,00 0,00 100,00
     b) Str.- u. Gewässerbau 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     c) Stadtgärtnerei 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     d) Städt. Betriebe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
     e)  Verwaltung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Finanzanlagen a)-e) 1.100,00 0,00 500,00 0,00 600,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 600,00 1.100,00 0,00 100,00

Anlagevermögen I. - III. 120.035.828,89 6.156.132,64 567.825,36 0,00 125.624.136,16 59.449.651,08 3.425.837,52 547.407,11 0,00 62.328.081,48 63.296.054,68 60.586.177,81 2,73 50,39
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LAGEBERICHT FÜR DAS WIRTSCHAFTSJAHR 2022 
- Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau - 

 
 
 
Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau (GTL) sind ein organisatorisch, verwal-
tungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesonderter Betrieb ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit (Eigenbetrieb) der Stadt Lindau (B). Zu den Kernaufgaben des Betriebs 
zählen unter anderem der Unterhalt und Betrieb der öffentlichen Flächeninfra-
struktur sowie der Betrieb des öffentlichen Kanalnetzes sowie der Kläranlage. 
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1. Rückblick auf das Jahr 2022 
 
Wir kümmern uns um Planung, Bau, Unterhalt, Betrieb und Pflege der städtischen Flächenin-
frastruktur, mit den Verkehrsflächen, den Parkanlagen und den dazugehörigen Bauwerken 
und Anlagen. Weitere Aufgaben unseres Betriebs sind die Stadtreinigung, der Gewässerbau 
und Hochwasserschutz sowie die Abwasserwirtschaft. Die Abwasserwirtschaft hat für unser 
Unternehmen eine besondere Bedeutung, da mit dem kompletten öffentlichen Kanalnetz und 
dem Klärwerk alle Anlagen, welche zur Beseitigung und Reinigung des anfallenden Abwas-
sers benötigt werden, im Betriebsvermögen der GTL sind. Auch bei der Abwasserwirtschaft 
machen wir alles aus einer Hand - von der Planung bis zum Betrieb. 
 
Neben unseren Aufgaben, welche uns die Stadt Lindau übertragen hat, sind wir stadtintern als 
Dienstleister im handwerklichen Bereich tätig. Wir betreuen den städtischen Fuhrpark, stellen 
Fuhrleistungen bereit und führen Arbeiten im Auftrag aus. Beispielsweise werden wir für die 
Auf- und Abbauarbeiten bei Veranstaltungen, wie dem Kinderfest oder der Hafenweihnacht 
beauftragt. Der Großteil unserer qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind handwerk-
lich Beschäftigte, die überwiegend auf den öffentlichen Flächen im ganzen Stadtgebiet arbei-
ten. Hinzu kommen Ingenieure, Meister, Kaufleute und Verwaltungsangestellte, die vorwie-
gend an Büroarbeitsplätzen tätig sind. Alle gemeinsam arbeiten wir daran, unsere Stadt für die 
Bürgerinnen und Bürger sowie unsere Besucher noch attraktiver zu gestalten.  
 
Seit dem Umzug im Sommer 2021 an unseren neuen Betriebsstandort in der Robert-Bosch-
Straße 41 in 88131 Lindau konnten im Jahr 2022 weitere Synergien zwischen den Abteilungen 
gesteigert werden umso noch wirtschaftlicher arbeiten zu können.  
 
Inhaltlich arbeiten alle Abteilungen sehr selbständig und zielorientiert. Die Zusammenarbeit 
untereinander verbessert sich stetig und auch die Stimmung unter den Mitarbeitern ist gut. 
 
Durch die weiterentwickelte Kundenorientierung sollen die Erwartungen der Auftraggeber, hin-
sichtlich Qualität, Termintreue und Leistungsverrechnung auch zukünftig bestmöglich erfüllt 
werden.  
 
Es freut uns sehr, dass wir gemeinsam mit unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie 
mit der Unterstützung unserer Oberbürgermeisterin Dr. Claudia Alfons, unseres GTL-Werk-
ausschusses sowie des Stadtrats unsere Ziele weiterhin verfolgen können um die GTL als 
zukunftsorientierten Betrieb und attraktiven Arbeitgeber weiterentwickeln zu können. 
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2. Aufgaben, Organisation, Strategie 
 
Der Eigenbetrieb besteht aus den vier Abteilungen GT-Abwasser, GT-Projekte, GT-Unterhalt 
und GT-Verwaltung.  
 
Die Kernaufgaben der GTL sind die Planung, der Bau, der Unterhalt, der Betrieb und die Pflege 
der öffentlichen Grünflächen- und Tiefbauinfrastruktur der Stadt Lindau.   
 
  

elektronische Kopie



Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau                  Anlage 5 / 5 

 

3. Abteilung GT-Abwasser 
 
1. Lage der Abteilung GT-Abwasser 
 
Die Abteilung GT-Abwasser ist zuständig für die ordnungsgemäße Sammlung und Reinigung 
des Abwassers für das ganze Einzugsgebiet der Stadt Lindau und den angeschlossenen Ge-
meinden. Neben dem Abwasserverband der Bayerischen Bodenseegemeinden (AWVBayBo) 
mit seinen Mitgliedsgemeinden Wasserburg, Nonnenhorn, Bodolz, Weissensberg und Sig-
marszell, sind das auch Achberg und der Ortsteil Wettis der Stadt Tettnang.  
 
Im Jahr 2020 erfolgte eine Neuausrichtung der Abteilung GT-Abwasser zu den Kernthemen 
Verfahrensumstellung auf Membranfiltration, Klärschlammentsorgung mit vorheriger Trock-
nung und die Steigerung der Energieeffizienz. Die Umsetzung erfolgt bis 2025. 
 
 
1.1 Sachstand - Abwasserbeseitigung (Kanalisation) 

Im Bereich Kanalwesen sind die Arbeitsschwerpunkte wie folgt: 
 

- Neubau und Sanierung von städtischen Schmutz- und Regenwasserkanälen 

- Bereinigung von Fehlanschlüssen an der Schmutzwasserkanalisation  

- Dichtigkeitsuntersuchungen an Grundstücksentwässerungsanlagen 

- Fremdwasserreduktion  

In diesem Zusammenhang wurden 890 m neue Regenwasserkanäle (DN300) und 75 m 
Schmutzwasserkanäle (DN150) gebaut. Außerdem wurde ein Sammler mit insgesamt       
1.350 m Länge saniert (DN300 bis Eiprofil 500/750). 
 
Nicht angeschlossene Anwesen mit Klärgrube: 28 Häuser 
 
Zur Reduzierung des Fremdwassers wurden insgesamt 1.496 Anwesen aufgefordert den 
Hausanschluss überprüfen zu lassen. Davon sind aktuell 30% in Sanierung und 58% bereits 
inklusive Dichtigkeitsprüfung abgeschlossen. 
 
Alle Pumpwerke wurden in Bezug auf den Explosions-Schutz geprüft. An sechs Pumpwerken 
wurde die Elektrotechnik komplett erneuert. 

 
  
1.2 Sachstand - Abwasserbehandlung (Klärwerk) 

Im Jahr 2022 wurde im Vergleich zum Vorjahr rund 20% weniger Abwasser gereinigt, was an 
Schwankungen im Niederschlagsaufkommen begründet liegt. Der Fremdwasseranfall lag im 
Vergleich zum Vorjahr deutlich niedriger. Wesentlichen Einfluss auf die Fremdwassermenge 
hat trotz der Trennkanalisation die jährliche Niederschlagsmenge.  
 
Die Reinigungsleistung des Klärwerks ist gut und die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte 
können sicher eingehalten werden. Deshalb bekommt die GTL einen Teil der Abwasserab-
gabe vom zuständigen Landratsamt Lindau erstattet. 
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Verfahrensumstellung 
 
Die Ausführungsplanung zum Umbau des Klärwerks wurde im Jahr 2022 im Wesentlichen 
abgeschlossen und erste Teilmaßnahmen ausgeschrieben.  
 
Die Ersatzbeschaffung der Zentrifuge erfolgte aufgrund von Lieferverzögerungen erst im Jahr 
2023. Im Jahr 2022 erfolgte eine Messkampagne zur Emission von Treibhausgasen aus der 
Biologie, insbesondere Lachgas. Die Ergebnisse führen dazu, dass das gesamte Belüftungs-
system im Rahmen des Umbaus erneuert werden soll. Entsprechende Förderanträge wurden 
gestellt. 
 
Außerdem wurde eine Machbarkeitsstudie zur Umsetzung der 4. Reinigungsstufe für das Klär-
werk Lindau angefertigt. Auch für diese Umsetzung wurden Fördergelder beantragt. Umbau-
maßnahmen für die Regenspeicherbecken, die Siebanlage, den Zulaufbereich der Vorklärung, 
das Hebewerk, den Zulauf der Biologie und eine neue Polymerstation wurden ausgeschrieben. 

 
Klärschlammentsorgung 
 
Die Klärschlammtrocknungsanlage wurde im Jahr 2022 im laufenden Betrieb optimiert. Der 
Entsorgungsvertrag konnte aufgrund der verbesserten Entsorgungssituation trotz Laufzeit bis 
2026 zu Gunsten der GTL neu verhandelt werden. 
 
Steigerung der Energieeffizienz 
 
Durch Optimierungen am Wärmesystem konnte der Erdgasverbrauch um fast 30% gesenkt 
werden, so dass trotz erheblicher Preissteigerungen fast keine Mehrkosten entstanden sind. 
Die veraltete Kompensationsanlage zur Blindstromreduzierung wurde ersetzt. Weitere PV-An-
lagen wurden zur Planung frei gegeben. 
 
Im Rahmen einer Energiemanagement-Studie wurde ein zukünftiges Energiekonzept für 
Wärme und Strom erarbeitet, dass die Erzeugung als auch den Verbrauch berücksichtigt. 

 
Baumaßnahmen  
 
Die Sanierung des Hauptpumpwerks in Zech wurde weiter vorangetrieben. Aufgrund der Lie-
ferproblematik erfolgt die Fertigstellung erst im Jahr 2023. 
 
Die Sanierung der zukünftigen Vorklärbecken und die Erneuerung der Überschussschlam-
meindickung konnten in diesem Jahr abgeschlossen werden. Die neue Gasfackel, sowie der 
neue Räumer wurden in Auftrag gegeben mit Lieferung im Jahr 2023. 
 
Der Abwasserverband Bayerischer Bodenseegemeinden wurde bei der Erneuerung der Mess-
übergabestationen von der GTL unterstützt. In diesem Zusammenhang wurden alle Messsta-
tionen an das Prozessleitsystem angeschlossen, so dass eine Überwachung vom Klärwerk 
aus möglich ist. 
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Am Rande aller anderen Aktivitäten wurde ein Blackout-Konzept in Auftrag geben, sowie das 
Explosionsschutzdokument des Klärwerks aktualisiert. Die Anpassung der Systeme zur Erfül-
lung aller Vorgaben aus beiden Dokumenten erfolgt im Jahr 2023.   
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4. Abteilung GT-Projekte 
 

1. Lage der Abteilung GT-Projekte 
 

Die Aufgaben des Fachbereiches Straßen- und Gewässerbau sind die Planung und der Bau 
der öffentlichen Flächeninfrastruktur (insb. Verkehrsflächen und Grünflächen) der Stadt Lindau 
sowie die Planung, der Bau und der Betrieb von lngenieurbauwerken (insb. Brücken, Durch-
lässe, Stützwände, Ufermauern sowie Maßnahmen zur Verkehrssicherheit der lngenieurbau-
werke), von Straßenbeleuchtungsanlagen und städtischen Altlastensanierungsflächen. 

 
2. Sachstand – Straßenbau 
 
Straßen sind ein bedeutender Teil der lnfrastruktur unserer Stadt und für die Mobilität der Men-
schen sowie für den Transport von Gütern von großer Bedeutung. Leider ist der Zustand des 
städtischen Straßennetzes als unzureichend zu beschreiben. Ein erheblicher lnvestitionsstau 
führt zu einer zunehmenden Verschlechterung der Verkehrsinfrastruktur sowie zu unnötigen 
Mehraufwendungen im Straßenunterhalt und im Straßenbetrieb. 
 
Durch sinnvollen Einsatz der zur Verfügung stehenden Finanzmittel versucht die GTL, die 
Straßen nachhaltig zu erhalten. lm Jahr 2022 wurde unter anderem der zweite Bauabschnitt 
des Binsenwegs umgesetzt. Daneben wurde als Vorstufe der sogenannten Mobilitätsdreh-
scheibe am Berliner Platz die Vorplatzsituation der Verkehrsstation Reutin mit bahnhofstypi-
schen Funktionen und Nutzungen weiter ausgebaut. Weitere Maßnahmen aus dem städti-
schen Nahmobilitätskonzept wurden planerisch vertieft und in Teilen baulich umgesetzt wie 
der Ausbau eines Gehweges am Oberrengersweiler Weg. Ein Leuchtturmprojekt stellt der 1. 
Bauabschnitts zur Bodenseefahrradstraße dar, welcher im Jahr 2022 begonnen wurde und zu 
Enden 2023 weitestgehend fertig gestellt werden soll. 

 
3. Sachstand – Gewässerbau 
 
Bereits im Vorjahr begonnene Planungen zum Naturnahen Ausbau von Gewässern wurden 
für den Bereich des Motzacher Tobelbachs vertieft. Entlang des Südufers des Kleinen Sees 
wurde begonnen vorhandene Geländer abschnittsweise zu ersetzen. 

 
4. Sachstand – Landschaftsbau 
 
In enger Zusammenarbeit mit der Abteilung GT-Unterhalt wurde im Rahmen eines geförderten 
Projekts die vorhandene Kneipp-Anlage am Aeschacher Ufer umfangreich saniert und zeitge-
mäß neugestaltet. Eine vollständige Neugestaltung des Spielplatzes Pfarrweg konnte in 2022 
abgeschlossen und Modernisierungsmaßnahmen am Spielplatz Gstäudweg und Schneehalde 
angeschoben werden.  

 
5. Sachstand – Ingenieurbau 

 
Als eine aus dem Bauwerkserhaltungsmanagement resultierende Maßnahme konnte eine 
Brücke am Oberreutiner Weg durch ein neues Bauwerk ersetzt werden. Des Weiteren wurden 
diverse Einzelmaßnahmen an verschiedenen Bauwerken durchgeführt, um die jeweilige Le-
bensdauer erhalten zu können. 
 
6. Sachstand – Altlastenbeseitigung 

 
Ein fortlaufendes Monitoring ehemaliger Deponiestandorte als auch verschiedener Altlasten-
verdachtsflächen im Stadtgebiet durch externe Dienstleister wird von der GT-Projekte betreut 
und koordiniert. Somit ist gewährleistet, dass Verunreinigungen von Grundwasser und umge-
benden Flächen bestmöglich ausgeschlossen werden können. 
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5. Abteilung GT-Unterhalt 

 
1. Lage der Abteilung GT-Unterhalt 
 
Die Abteilung GT-Unterhalt setzt sich aus den Fachbereichen Straßen- und Gewässerunter-
halt und Stadtgärtnerei, sowie den Bereichen Fuhrpark, Holz - und Metallverarbeitung und der 
Lagerlogistik zusammen. 
 
Die Abteilung GT-Unterhalt ist für den Unterhalt und Betrieb sämtlicher öffentlicher Flächenin-
frastruktur (insb. Verkehrsflächen und Grünflächen) inkl. der auf den Flächen befindlichen Ein-
bauten (z. B. Verkehrszeichen, Fahrbahnmarkierungen, Wegweiser, Spielgeräte, Mülleimer, 
Bänke und sonstige Stadtmöblierung) verantwortlich. Oberste Priorität haben alle Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit auf den betreuten Flächen bzw. sonstigen Anla-
gen.   
 
Die zentrale Bearbeitung sämtlicher logistischer Aufgaben für die GTL, wie insbesondere Be-
schaffung, Warenein- und Warenausgang, Lagerhaltung, Fuhrleistungen, Werkstattleistungen 
(z. B. Holz- und Metallarbeiten im Auftrag, Kfz-Werkstatt), Ausgabe von Betriebsmitteln und 
Facility-Management für die GTL-Liegenschaften werden ebenfalls von der Abteilung durch-
geführt.   
 
Außerdem zählt der Winterdienst für die Stadt Lindau auf dem städtischen Straßennetz ent-
sprechend der Winterdienstordnung sowie unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtslage 
zu den Aufgaben der Abteilung. Die Abteilung GT-Unterhalt ist ebenfalls für die zentrale Auf-
tragsannahme und -bearbeitung in enger Koordination mit der Abteilung GT-Verwaltung zu-
ständig. Dies wird durch die Einführung einer ERP Software im Q4 2021 weiter optimiert und 
unterstützt. 
 
Ebenfalls werden die Schnittstellen zwischen der Abteilung GT-Projekte und GT-Unterhalt wei-
ter optimiert, um eine reibungslose und möglichst wirtschaftliche Planung von Neuprojekten 
und deren Übergang in den Unterhalt zu gewährleisten. 
 
Der Unterhaltaufwand des Lindauer Radwegenetzes ist durch dessen Ausbau deutlich gestie-
gen. Ebenso ist durch den Investitionsstau im Bereich Straßenausbau der Unterhaltsaufwand 
für Straßen und Wege deutlich gestiegen, um die Verkehrssicherheit weiterhin zu gewährleis-
ten. 
 
Herausfordernd wird auch die Aufrechterhaltung und Pflege der städtischen Bäume. Sowohl 
durch klimatische Veränderungen als auch die zunehmende Versiegelung von Flächen ist ein 
deutlicher Rückgang der Vitalität der Bäume zu verzeichnen. Dies wird zukünftig den Unter-
haltsaufwand und die damit verbundenen Kosten deutlich erhöhen. 

 
2. Investitionen 

 
Investitionen im Bereich Fuhrpark werden weiter vorangetrieben, um den Investitionsstau der 
letzten Jahre auszugleichen. Sowohl Fahrzeuge wie auch Maschinen werden nach und nach 
auf den heutigen Standard angepasst. Neben Erhöhung der Wirtschaftlichkeit steht hier vor 
allem die Maschinensicherheit im Vordergrund. Des Weiteren wurde in ein Salz Silo investiert, 

elektronische Kopie



Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau                  Anlage 5 / 10 

 

um die ordnungsgemäße Bevorratung des Streusalzes zu gewährleisten und auch weiterhin 
die Prozesse im Sinne der Wirtschaftlichkeit zu optimieren. 

6. Abteilung GT-Verwaltung 
 

1. Lage der Abteilung GT-Verwaltung 
 

Die Abteilung GT-Verwaltung bearbeitet als zentraler, interner Dienstleister die Verwaltungs-
angelegenheiten und kaufmännischen Aufgaben der GTL. Die Abteilung besteht aus den 
Sachgebieten Rechnungswesen und Beitrags- und Satzungswesen.  

 
Der Abteilungsleiter ist in Personalunion auch Kaufmännischer Leiter des Eigenbetriebs und 
verfügt über die Richtlinienkompetenz für alle kaufmännischen Fragestellungen.  
 
2. Sachstand – Rechnungswesen 

 
Das Sachgebiet Rechnungswesen unterstützt als interner Dienstleister die Abteilungen GT-
Projekte, GT-Abwasser und GT-Unterhalt. 

 
Neben der Buchhaltung mit Jahresabschluss und Finanzmanagement sind dies insbesondere 
Controlling-Aufgaben mit entsprechendem Berichtswesen, wie Kostenrechnung, Kalkulatio-
nen (auch nach KAG) und Erstellung des Wirtschaftsplans. Darüber hinaus werden hier auch 
die Abwassergebührenberechnungen von Sonderabnehmern bearbeitet. 
 
3. Sachstand - Beitrags- und Satzungswesen 

 
Das Sachgebiet Beitrags- und Satzungswesen beschäftigt sich mit der Bearbeitung der im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung übertragenen Satzungsthemen, dem Beitragswesen und ver-
waltungsrechtlich anspruchsvollen Sonderprojekten. Das Sachgebiet unterstützt die Abteilun-
gen GT-Projekte, GT-Abwasser und GT-Unterhalt in allen verwaltungsrechtlichen Fragestel-
lungen. 
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7. Entwicklungen des Eigenkapitals und der Rückstellungen 
 
a) Eigenkapital 
 
 Stand Veränderungen Stand 
 31.12.2021  31.12.2022 
 T€ T€ T€ 
Stammkapital 5.000 0 5.000 
Rücklagen 4.870 0 4.870 
Gewinn/Verlust 1.389 1.200 2.589 

Eigenkapital 11.259 1.200 12.459 
 
 
Der Jahresüberschuss 2022 beträgt T€ 1.200. Die Verwendung dieses Jahresüberschusses 
muss vom Werkausschuss und Stadtrat noch entschieden werden.  
 
b) Rückstellungen 
 

Stand 
31.12.2021 

 
T€ 

Inanspruch-
nahme 

 
T€ 

Auflösung 
 
 

T€ 

Zuführung 
 
 

T€ 

 
Stand 

31.12.2022 
 
 

T€ 

Verpflichtungen aus der  
Gebührennachkalkulation 0 0 0 0 0 

Urlaub und Gleitzeit 501 501 0 337 337 

Altersteilzeit 337 121 0 68 284 

Jahresabschlusskosten 18 18 0 20 20 

Jahresabschlussarbeiten 

Archivierungsverpflichtung 

10 

3 

10 

3 

0 

0 

17 

5 

17 

5 

 869 869 0 447 663 
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8.  Anlagen im Bau 
 
Zum 31. Dezember 2022 waren Anlagen im Bau im Bereich Klärwerk im Wert von T€ 2.566 
im Bau. Ansonsten waren alle Baumaßnahmen abgeschlossen. 
 

9. Umsatzentwicklung 
 
Der Umsatz und die sonstigen betrieblichen Erträge der GTL liegen bei T€ 17.656 und gliedern 
sich wie folgt in den verschiedenen Abteilungen: 
 
 2022 

T€ 
2021 

T€ 
GT-Abwasser 7.324 6.967 
GT-Projekte / GT-Unterhalt / GT-Verwaltung 10.332 9.486 
 17.656 16.453 

 
 
a) GT-Abwasser: 
 2022 

T€ 
2021 

T€ 
Haushalte Stadt Lindau (B) 3.933 3.881 
Betriebe Stadt Lindau (B) 328 313 
Abwasserverband Bayerischer Bodenseegemeinden 1.210 956 
Gemeinde Achberg 168 165 
Auflösungen Zuschüsse 804 793 
Veränderung Rückstellung Gebührenüberzahlung 0 0 
Rücklagenbildung 0 0 
Zweckverband Wasserversorgung Handwerksgruppe 373 377 
Mieterträge 69 83 
 6.885 6.568 

Straßenentwässerung 420 420 
sonstige betriebliche Erträge 17 0 
 7.321 6.988 
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Abwassergebühren 
 
Die Abwassergebühren wurden zum 1.Januar 2021 auf 3,00 €/m³ erhöht.  
Es gelten seitdem folgende Gebührensätze: 
 
Abwassergebühr (bis 31.12.2020: 2,60 €/m³) 3,00 €/m³ 
Starkverschmutzerzuschlag für industrielles Abwasser (unverändert) 20% oder 30%* 
Einleitung von „reinem Wasser“ in das Klärwerk (unverändert) 0,14 €/m³ 
Einleitung von „reinem Wasser“, das nicht dem Klärwerk zugeführt wird 
(unverändert) 0,01 €/m³ 

* in Abhängigkeit vom Verschmutzungsgrad 

 
  
 
 
 
b) Abteilung GT-Projekte: 
 
 2022 

T€ 
2021 

T€ 
Erlöse Stadt Lindau 1.375 1.877 
Erlöse Dritte 25 118 
 1.400 1.996 

   
sonstige betriebliche Erträge 0 0 

 1.400 1.996 

   
 
 
 
 
c) GT-Unterhalt 

 2022 
T€ 

2021 
T€ 

Erlöse Stadt Lindau 9.021 7.340 
Erlöse Dritte -144 150 
 8.877 7.490 

sonstige betriebliche Erträge 26 -65 

 8.903 7.425 
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d) GT-Verwaltung 

 2022 
T€ 

2021 
T€ 

Erlöse Stadt Lindau 27 16 
Erlöse Dritte 0 0 
 27 16 

sonstige betriebliche Erträge 3 49 
 30 65 
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10. Personal und Sozialbericht 
 
Die Mitarbeiter der GTL haben im Wirtschaftsjahr 2022 durch verantwortungsbewusste Mitar-
beit zur Erfüllung der gestellten Umweltaufgabe maßgeblich beigetragen. Die Werkleitung 
dankt deshalb allen Mitarbeitern für die gezeigte Leistung und die hervorragende Unterstüt-
zung. Der Dank gilt auch dem Personalrat der Stadt Lindau (B) für die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit. 
 
Gemäß § 24 Satz 3 Nr. 6 EBV ist im Lagebericht auf den Personalaufwand mittels einer Sta-
tistik über die zahlenmäßige Entwicklung der Belegschaft unter Angabe der Gesamtsummen 
der Löhne, Gehälter, Vergütungen, sozialen Abgaben, Aufwendungen für Altersversorgung 
und Unterstützung einschließlich der Beihilfen und der sonstigen sozialen Aufwendungen für 
das Wirtschaftsjahr einzugehen. 
 
 
a) Personalstand 
 
Entwicklung des Personalstandes: 
 

 Stellenanteile 
 Vollzeit Teilzeit* Summe 
Personalstand am 1. Januar 2022 98,00 14,80 112,80 
Personalzugang  6,00 4,36 10,36 
Personalabgang 8,00 1,39 9,39 
Personalstand am 31. Dezember 2022 96,00 17,77 113,77 
    
*Die Teilzeitkräfte sind auf Vollzeitkräfte umgerechnet.    

 
 
Die Auszubildenden wurden aus der Entwicklung des Personalstandes herausgerechnet. 
 
Für das Jahr 2022 wurden insgesamt 120,25 aktive Planstellen für Beschäftigte und sieben 
Planstellen für Auszubildende/Praktikanten ausgewiesen. 
 
Zum 31. Dezember 2022 waren 121 Mitarbeiter, davon 24 Teilzeitkräfte bei den GTL beschäf-
tigt. 
 
 
Auszubildende 
 
Zu Beginn des Jahres 2022 waren vier Auszubildende bei den GTL beschäftigt. Drei Auszu-
bildende in der Abteilung GT-Unterhalt im Fachbereich Stadtgärtnerei und eine Auszubildende 
in der Abteilung GT-Verwaltung im Sachgebiet Rechnungswesen.  
 
Die drei Auszubildenden im Fachbereich Stadtgärtnerei sind im Ausbildungsberuf „Gärtner/in 
mit der Fachrichtung Zierpflanzenbau“ beschäftigt. 
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Die Auszubildende im Sachgebiet Rechnungswesen ist in dem Ausbildungsberuf „Kauffrau für 
Büromanagement“ beschäftigt. 
 
Im Juli 2022 hat eine Auszubildende im Fachbereich Stadtgärtnerei Ihre Ausbildung erfolgreich 
abgeschlossen. 
 
Eine Ausbildungsstelle im Fachbereich Stadtgärtnerei wurde mittels Aufhebungsvertrag vor-
zeitig zum 31.08.2022 beendet. 
 
Im September 2022 hat eine weitere Auszubildende Ihre Ausbildung als Gärtnerin im Bereich 
Zierpflanzenbau begonnen. 
 
Außerdem wurde im September 2022 erstmalig ein Auszubildender als Kraftfahrzeugmechat-
roniker eingestellt. Dieser ist in der Abteilung GT-Unterhalt im Sachgebiet Logistik beschäftigt. 
Die Ausbildung dauert 3 ½ Jahre. 
 
Des Weiteren konnte nach vier Jahren wieder ein Auszubildender in der Abteilung GT-Abwas-
ser im Sachgebiet Klärwerk eingestellt werden. Dieser wird zur Fachkraft für Abwassertechnik 
ausgebildet. 
 
Eine Auszubildende, welche ebenfalls im September 2022 Ihre Ausbildung begonnen hat, 
wurde vorzeitig in der Probezeit zum 30.11.2022 gekündigt. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auszubildende der GTL 
- Übersicht - 

Abteilung Bereich Ausbildungsbeginn Ausbildungsende 

GT-Verwaltung Kauffrau für Büromanage-
ment 

01.09.2020 31.08.2023 

01.09.2022 30.11.2022 
Probezeitkündigung 

GT-Abwasser – 
Sachgebiet Klärwerk 

Fachkraft für Abwasser-
technik 01.09.2022 31.08.2025 

GT-Unterhalt – 
Sachgebiet Logistik Kraftfahrzeugmechatroniker 01.09.2022 28.02.2026 

GT-Unterhalt - Fach-
bereich Stadtgärtne-
rei 

Zierpflanzenbau 

01.09.2019 31.08.2022 
01.09.2020 31.08.2023 

01.09.2021 31.08.2022 
Aufhebungsvertrag 

01.09.2022 31.08.2025 
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b) Personalaufwand 
 
Der Personalaufwand gliedert sich wie folgt: 
 
 2022  

T€ 
2021 

T€ 
Löhne und Gehälter 5.316 5.439 
Soziale Abgaben 1.131 1.105 
Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung 452 476 
 6.892 7.020 

 
 

11. Investitionen 
 
Die Investitionen für das gesamte Anlagevermögen liegen im Berichtsjahr 2022 bei T€ 6.156 
Die Investitionen unterteilen sich wie folgt in den einzelnen Abteilungen: 
 
 2022 

T€ 
2021  

T€ 
GT-Abwasser 4.864 4.054 
GT-Projekte 7 2 
GT-Unterhalt 457 336 
GT-Verwaltung 828 10.460 
 6.156 14.852 

 
Die Finanzierung der Maßnahmen erfolgte im Jahr 2022 mit Eigen- und Fremdmitteln. 
Es wurden drei Neu-Darlehen in Höhe von T€ 6.000 aufgenommen. 
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12. Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
 
Die Bilanzsumme hat sich gegenüber der Bilanz 2021 um T€ 3.181 auf T€ 68.055 erhöht. 
 
Auf der Aktivseite haben sich die Buchwerte des Sachanlagevermögens um T€ 2.737 erhöht. 
Der Bestand an den Vorräten ist im Vergleich zu 2021 um T€ 54 erhöht. Der Forderungsbe-
stand hat um T€ 795 zugenommen. Darin enthalten sind Rechnungen an die Stadt Lindau in 
Höhe von T€ 430. Die flüssigen Mittel haben sich um T€ 379 verringert. 
 
Auf der Passivseite waren die wesentlichen Veränderungen die Verringerung der Ertragszu-
schüsse um T€ 135. Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben um T€ 4.173 zu-
genommen. Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben sich um T€ 2.322 
verringert. Die Rückstellungen sind gegenüber 2021 um T€ 205 verringert. 
 
Die Eigenkapitalquote lag bei 18,3% (2021: 17,3%) 
 
Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit hat sich gegenüber zum Vorjahr um  
T€ 5.373 auf T€ 1.168 verringert. 
 
Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit beträgt im Berichtsjahr T€ -6.133. Die Investitionen 
betreffen im Wesentlichen die Sparte GT-Abwasser. 
 
Der Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit beträgt im Geschäftsjahr 2022 T€ 4.586. Dieser 
resultiert im Wesentlichen aus der Aufnahme neuer Darlehen zur Finanzierung von Investitio-
nen.  
 
Der Leistungsindikator für die GTL ist das Jahresergebnis, welches in dem Berichtsjahr sehr 
positiv ausgefallen ist.  
 
Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau konnten ihren finanziellen Verpflichtungen jederzeit 
nachkommen. 
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13. Zusammenfassende Beurteilung des Geschäftsverlaufs 
 
Für unsere interne Steuerung verwenden wir einen Wirtschaftsplan, der vor Beginn des jewei-
ligen Wirtschaftsjahres vom Stadtrat zu beschließen ist; dieser enthält einen Erfolgs-, Vermö-
gens- und einen fünfjährigen Finanzplan sowie einen Stellenplan.  
 
Das Jahresergebnis der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau liegt weit über der Planung. Die 
Ergebnisplanung für 2022 lag bei einem Gewinn in Höhe von T€ 20. Dieses Planergebnis 
weicht von dem tatsächlichen positiven Ergebnis in Höhe von T€ 1.200 sehr stark ab. 
 
Die Abweichung zwischen Planansatz und Jahresergebnis in Höhe von T€ 1.180 ergibt sich 
dadurch, dass die Fachbereiche im Vergleich zur Planung zum Teil deutlich bessere Ergeb-
nisse erzielt haben (Fachbereich GT-Unterhalt: Ergebnis im Wirtschaftsjahr T€ 1.407). Grund 
hierfür ist, dass die Aufwendungen unter den Planansätzen lagen und die Erlöse angestiegen 
sind. 
 
 

14. Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung 
 

Wirtschaftliche Risiken sind im Wesentlichen nur erkennbar bei unvorhersehbaren Energie-
preiserhöhungen, Anstieg der allgemeinen Inflation und einer Erhöhung des allgemeinen Zins-
niveaus. Mit Projekten zur Optimierung des Energieverbrauchs und einer vorausschauenden, 
langfristigen Fremdfinanzierung wird diesen Risiken entgegengewirkt. Die technischen Risiken 
sind als sehr gering einzustufen. Alle Anlagen und Fahrzeuge sind zusätzlich mit einer Sach-
versicherung abgesichert. 
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15. Prognosebericht 
 
Für das Geschäftsjahr 2023 sind Erträge in Höhe von 17.779.000 € geplant. Dem stehen Auf-
wendungen in Höhe von 18.560.000 € gegenüber. 
 
Der Erfolgsplan der GTL weist für 2023 einen Verlust in Höhe von 781.000 € auf. Dieser setzt 
sich aus dem geplanten Gewinn von 20.000 € der Abteilung GT-Unterhalt und den Verlust der 
Abteilung GT-Abwasser in Höhe von 801.000 € zusammen. 
 
Für das Geschäftsjahr 2023 sind Investitionen in Höhe von 9.765.000 € geplant.  
 
 

16. Verwendung von Finanzinstrumenten 
 
Zu den Finanzinstrumenten zählen originäre und derivative Finanzinstrumente. Die originären 
Finanzinstrumente beinhalten auf der Aktivseite die Finanzanlagen und Forderungen an Kun-
den. 
 
Auf der Passivseite enthalten die originären Finanzinstrumente die zum Rückzahlungsbetrag 
bewerteten Verbindlichkeiten. 
 
Die Höhe der finanziellen Vermögenswerte in der Bilanz gibt das maximale Ausfallrisiko an.  
Derivative Finanzinstrumente werden von den GTL nicht eingesetzt. 
 
Der Lagebericht enthält Aussagen, die sich auf die zukünftige Entwicklung der GTL beziehen.  
Diese Aussagen stellen Einschätzungen dar, die wir auf Basis aller uns zum jetzigen Zeitpunkt 
zur Verfügung stehenden Informationen getroffen haben. 
 
Sollten die zugrunde gelegten Annahmen nicht eintreffen oder zusätzliche Risiken eintreten, 
so kann der tatsächliche Geschäftsverlauf von den derzeitigen Erwartungen abweichen. 
 
 
 
Lindau (B), 23.November 2023 
 
Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau 
 
 
Pius Hummler 
Werkleiter 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

 

An den Eigenbetrieb Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau, Lindau (Bodensee)

PRÜFUNGSURTEILE

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau, Lindau (Bodensee), – be-
stehend aus der Bilanz zum 31.12.2022 und der Ge winn- und Ver lust rech nung für das Geschäftsjahr vom
01.01.2022 bis zum 31.12.2022 so wie dem Anhang, ein schließ lich der Dar stel lung der Bi lan zie rungs- und Be-
wer tungsme thoden - ge prüft. Dar über hinaus haben wir den Lagebe richt des Eigenbetriebs Garten- und Tiefbau-
betrie be Lin dau für das Ge schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· ent spricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Ei genbetriebs-
verordnung des Freistaats Bayern und vermittelt un ter Beachtung der deut schen Grundsätze ordnungsmä ßiger
Buch füh rung ein den tatsäch lichen Verhältnissen entsprechen des Bild der Ver mö gens- und Fi nanz lage des Ei-
gen betriebs zum 31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Ge schäfts jahr vom 01.01.2022 bis zum
31.12.2022 und

· ver mittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In al len
we sent li chen Be langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab schluss, entspricht den Vor-
schrif ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern und stellt die Chan cen und Risi ken der zu künf ti-
gen Ent wick lung zu tref fend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungs mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und
Art. 107 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beach tung der vom Institut der Wirt-
schafts prüfer (IDW) fest ge stell ten deut schen Grund sät ze ord nungs mä ßi ger Abschlussprü fung durchgeführt. Un-
sere Ver antwor tung nach diesen Vor schriften und Grund sät zen ist im Ab schnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prü fung des Jahres ab schlusses und des La gebe richts“ un se res Bestätigungsvermerks wei terge-
hend beschrie ben. Wir sind von dem Ei genbetrieb un abhängig in Überein stim mung mit den deutschen handels-
rechtlichen und be rufsrechtli chen Vor schriften und ha ben unsere sonstigen deutschen Be rufs pflichten in Über-
einstim mung mit die sen Anfor derun gen erfüllt. Wir sind der Auffas sung, dass die von uns er lang ten Prüfungs-
nachweise ausrei chend und geeig net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs urteile zum Jah res abschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER FÜR DEN JAHRESABSCHLUSS UND DEN
LAGEBERICHT

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften
der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern in allen we sent li chen Be lan gen ent spricht, und da für, dass
der Jah res ab schluss un ter Be ach tung der deut schen Grundsätze ord nungs mä ßi ger Buch führung ein den tat säch-
li chen Ver hält nissen ent spre chen des Bild der Vermö gens-, Finanz- und Er trags la ge des Eigenbetriebs ver mit telt.
Fer ner sind die ge setz li chen Ver treter ver ant wortlich für die internen Kon trollen, die sie in Über einstim mung mit
den deut schen Grund sät zen ord nungs mä ßi ger Buch führung als not wendig be stimmt haben, um die Auf stel lung
eines Jah resab schlus ses zu er mögli chen, der frei von wesentlichen – beab sich tigten oder un beab sichtig ten – fal-
schen Dar stel lungen ist. 
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des
Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwor-
tung, Sach ver hal te in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh menstätigkeit, sofern einschlägig, anzu-
ge ben. Dar über hin aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fort füh rung der Un ter nehmens tätigkeit zu bi lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten ent ge gen stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutref fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentli chen Belangen mit dem Jah-
res ab schluss in Ein klang steht, den Vorschrif ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern entspricht
und die Chan cen und Ri si ken der zu künf ti gen Ent wick lung zutreffend darstellt. Fer ner sind die gesetzlichen Ver-
treter ver ant wortlich für die Vor keh rungen und Maßnah men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben,
um die Auf stel lung eines La ge be richts in Über ein stimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigen-
betriebsver ordnung des Freistaats Bayern zu er möglichen, und um aus reichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön nen.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES
LAGEBERICHTS

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von
wesentli chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutref fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit
dem Jah res ab schluss so wie mit den bei der Prüfung ge wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vor schrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar stellt, so wie ei nen Bestäti gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum
Jahresabschluss und zum La gebe richt be in hal tet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs mäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel lungen können
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent lich angesehen, wenn vernünftiger weise
er war tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab schlusses und
La gebe richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa ten beein flussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund haltung. Dar-
über hinaus

· iden tifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher
Dar stel lungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs handlungen als Reaktion
auf die se Ri si ken durch so wie erlangen Prüfungsnachweise, die aus reichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für un se re Prü fungsurteile zu die nen. Das Risi ko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt
werden, ist bei Ver stößen höher als bei Unrich tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälsch-
ungen, be ab sich tigte Un vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen bein halten können.

· ge winnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter nen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lun gen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungs ur teil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

· beur teilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech nungslegungsme-
tho den so wie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge stellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli chen Vertretern angewandten
Rech nungs legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so wie, auf der Grundlage der er-
lang ten Prü fungsnach weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benhei ten be steht, die bedeutsa me Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unterneh-
menstä tig keit auf wer fen kön nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir ver pflich tet, im Bestäti gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und
im Lagebe richt auf merk sam zu machen oder, falls diese Angaben unan gemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modi fi zie ren. Wir zie hen unsere Schluss folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestäti gungsver merks er langten Prüfungsnachweise. Zu künftige Er eignisse oder Gegeben heiten können je-
doch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh menstätig keit nicht mehr fortführen kann.

· beur teilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein schließlich der An-
ga ben so wie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor fälle und Ereignisse so darstellt, dass
der Jah res ab schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhält nissen entsprechen des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-
mit telt.

· beur teilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent sprechung und das
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

· füh ren wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts orientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach weise vollziehen wir dabei ins-
be sondere die den zu kunftsorientierten Angaben von den gesetz lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annah men nach und beur teilen die sachge rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annah men. Ein eigen ständiges Prüfungs urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annah men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er eig-
nisse we sentlich von den zu kunftsorientierten Angaben ab weichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai ger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß  Art. 107 Abs. 3 Gemeindeordnung des Freistaats Bayern
in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Eigenbetriebsverordnung des Freistaats Bayern

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 befasst. Gemäß Art. 107 Abs. 3 Gemeindeordnung des Frei-
staats Bayern in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Eigen betriebsverordnung des Freistaats Bayern ha ben wir in dem
Be stäti gungs ver merk auf un sere Tä tig keit einzugehen.

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhal te
be kannt geworden sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-
betriebs Anlass geben.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen betriebs sowie für
die Vor kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig er achtet haben.

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung
der Ab schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkrei se
11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Bean standungen Anlass ge ben. Da-
bei ist es nicht Auf gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweck mäßigkeit der Entscheidungen der gesetzli-
chen Ver treter und die Ge schäftspolitik zu beurteilen.
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Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau 

 

Jahresabschlussprüfung zum 31. Dezember 2022 

Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG für das Jahr 2022 

 
    

 

 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation (Fragenkreis 1) 

 
FRAGENKREIS 1: 
 
Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte  
Offenlegung der Organbezüge 
 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- 
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese 
Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

 
Gemäß § 4 der Betriebssatzung sind die Werkleitung, der Werksausschuss, der Stadtrat und 
der Oberbürgermeister Organe des Eigenbetriebs. 

 
Die Aufgaben und Befugnisse der Organe ergeben sich aus den Regelungen der 
Betriebssatzung. § 5 der Betriebssatzung regelt die Aufgaben der Werkleitung, § 6 der 
Betriebssatzung bestimmt die Zuständigkeiten des Werksausschusses. In § 7 der 
Betriebssatzung wird die Zuständigkeit des Stadtrates und in § 8 die Zuständigkeit des 
Oberbürgermeisters geregelt. 

 
Darüber hinaus hat der Werksausschuss am 22. Januar 2015 eine Dienstanweisung für die 
Werkleitung der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau erlassen. 

 
Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. 

 
 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

 
Der Werkausschuss ist 2022 zu fünf Sitzungen zusammengekommen. Der Stadtrat befasste sich 
in 5 Sitzungen mit Belangen der Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau. Der Finanzausschuss 
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beschäftigte sich in 3 Sitzungen und der Hauptausschuss beschäftigte sich in keiner Sitzung mit 
den Angelegenheiten des Eigenbetriebs. Die Protokolle haben wir eingesehen. 

 
 
c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1  

Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 
 
Die Werkleitung ist auskunftsgemäß in keinen anderen Aufsichtsräten und Kontrollgremien 
tätig. 

 
 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 
 

Die Vergütung der Werkleitung wird unter Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB nicht im Anhang 
angegeben. Die Vergütung besteht aus einem festen Grundgehalt. Ferner wird auf die 
individualisierte Angabe der Vergütungen an die Werkausschussmitglieder verzichtet, da diese 
lediglich Aufwandsentschädigungen darstellen und sowohl in individueller Höhe als auch in 
Summe von untergeordneter Bedeutung sind. 

 

 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums (Fragenkreis 2 bis 6) 

 
FRAGENKREIS 2: 
 
Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisa-

tionsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/ 
Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

 
Eine organisatorische Gliederung des Eigenbetriebs ist in der Dienstanweisung für die 
Werkleitung vorgegeben. Danach gliedert sich der Eigenbetrieb in die Fachbereiche 
Betriebswirtschaft/Verwaltung, Mobilitätsplanung, Straßen- und Gewässerbau, 
Abwasserwirtschaft, Stadtgärtnerei, Stadtreinigung und Werkstattdienste. Jeder 
Fachbereich wird von einem Fachbereichsleiter verantwortlich geführt. Die in der 
Dienstanweisung für den Werkleiter enthaltenen Regelungen entsprechen grundsätzlich 
den Bedürfnissen des Eigenbetriebs. Die Fachbereiche Stadtreinigung und 
Werkstattdienste unterstehen dabei einer einheitlichen Führung. 

 
Ein aktuelles Organigramm, welches diese Organisation abbildet, liegt vor. 

 
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 

wird? 
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Unsere in Stichproben durchgeführte Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
abweichend von der Organisation verfahren wird. 

 
 
 
c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 
 

Die "Richtlinie zur Verhinderung von Korruption für Bedienstete und Mandatsträger der Stadt 
Lindau" findet auskunftsgemäß auch Anwendung auf den Eigenbetrieb GTL. 

 
 
d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche 

Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte 
ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

 
Für die wesentlichen Entscheidungsprozesse bestehen Dienstanweisungen. Für die Vergabe 
von Bauleistungen gilt die Dienstanweisung Nr. 1/94 vom 22. März 1994. Eine Dienstanweisung 
vom 11. Oktober 2005 für Ausschreibungen regelt die Übermittlung von 
Leistungsverzeichnissen. Für das Personalwesen besteht eine Dienstanweisung vom 8. 
September 2009. Ebenso besteht eine Dienstanweisung für die elektronische Datenverarbeitung 
vom 30. März 2004. Außerdem besteht seit 2022 die Dienstanweisung Nr. 2/2022 vom 01. Juni 
2022 zu kassenwirksamen Anordnungen bis zu € 10.000,00. 
 
Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden. 

 
 
e) Besteht eine ordnungsgemäße Dokumentation von Verträgen (z. B. 

Grundstücksverwaltung, EDV)? 
 
Verträge werden - in Zuordnung zu den jeweiligen Fachabteilungen - ordnungsgemäß 
aufbewahrt. 

 
 
 
 
FRAGENKREIS 3: 
 
Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 
a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und 

Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von 
Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

 
Planungswesen und Planungshorizont für das Planungswesen des Eigenbetriebs sind in §§ 13 
bis 17 EBV Bay geregelt. Dementsprechend erstellt die Werkleitung jährlich einen 
Wirtschaftsplan bestehend aus Erfolgsplan und Vermögensplan. Dem Wirtschaftsplan ist ein 
Auszug aus dem Stellenplan der Gemeinde beigefügt. Darüber hinaus erfolgt eine fünfjährige 
Finanzplanung. 
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Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2022 wurde in der Sitzung des Stadtrates am 21.Dezember 
2021 genehmigt. Die Finanzplanung für den Wirtschaftsplan 2022 erstreckt sich auf die Jahre  
2022 bis  2025. 

 
 

Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Eigenbetriebs. 
 
 
b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
 

Planabweichungen werden von der Werkleitung untersucht und ausgewertet. Im 
Halbjahresbericht wird dem Werksausschuss über Planabweichungen berichtet. 

 
Zudem findet vierteljährlich ein Informationsgespräch zwischen den Fachbereichsleitern 
und der Werkleitung statt, in dem aktuelle Zahlen der GuV sowie der Investitionsvorhaben 
besprochen werden. 

   
 
c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
 

Das Rechnungswesen verfügt über eine EDV-gestützte Kostenstellenrechnung. Die 
Betriebskostenabrechnung erfolgt manuell. Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den 
Anforderungen des Eigenbetriebs. 

    
 
d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende 

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
 
Eine laufende Liquiditätskontrolle findet im Sachgebiet Rechnungswesen des 
Fachbereiches Betriebswirtschaft/Verwaltung statt. 

 
 
e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 
worden sind? 

 
Ein zentrales Cash-Management mit der Stadt Lindau existiert nicht. Der Eigenbetrieb führt ein 
eigenständiges Finanz- und Cash-Management durch und verfügt über eigene 
Bankverbindungen. 

    
 
f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 

Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

 
Im Abwasserbereich werden für Großabnehmer bezüglich des Entgeltes halbjährliche 
Abschläge berechnet. Für diese Kunden werden die Gebühren einschließlich der 
Starkverschmutzerzuschläge jährlich ermittelt und abgerechnet. 
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Von den Abwassergebühren, welche durch die Stadtwerke Lindau GmbH & Co. KG für die GTL 
eingefordert werden, werden monatliche Abschlagszahlungen an die GTL abgeführt. Der 
Zweckverband Handwerksgruppe rechnet quartalsweise ab. Vom Zweckverband 
Abwasserzweckverband Bayerische Bodenseegemeinden werden monatliche 
Abschlagszahlungen eingefordert. 

 
Das Mahnwesen wird von der GTL selbst durchgeführt. 

 
Übrige Bereiche der GTL haben im Wesentlichen die Stadt Lindau als Vertragspartner. 
Nach den Aufstellungen der Wirtschaftspläne wird eine Jahrespauschale festgesetzt. Diese 
wird in monatlichen Teilzahlungen durch die Stadt Lindau beglichen 

   
 
g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Eine eigene Controlling-Stelle ist im Eigenbetrieb nicht eingerichtet. Wesentliche Controlling-
Aufgaben werden von der Werkleitung und der Fachbereichsleitung wahrgenommen. Siehe 
zudem Fragenkreis 3 b). 

    
 
h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 

Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht? 

 
Eine Konzernstruktur liegt nicht vor. Die GTL hat keine Beteiligungen. 

   
 
 
 
 
FRAGENKREIS 4: 
 
Risikofrüherkennungssystem 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können? 

 
Ein eigenständiges, institutionalisiertes Risikofrüherkennungssystem hat die Werkleitung nicht 
eingerichtet. Eine Beurteilung bestandsgefährdender Risiken erfolgt in erster Linie im Rahmen 
der Wirtschaftsplanung. Durch die vorhandenen Alarmpläne ist im technischen Bereich eine 
schnelle Reaktion auf Gefährdungen möglich. 

   
 
b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
 
Im Hinblick auf die überschaubare Organisation und Größe des Eigenbetriebs halten wir die 
durch die Werkleitung vorgesehenen Instrumente zur Risikoerkennung und -vermeidung für 
geeignet. Sie erfüllen nach unserer Auffassung ihren Zweck. 
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c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 
Ein eigenständiges, institutionalisiertes Risikofrüherkennungssystem hat die Werkleitung nicht 
dokumentiert. 

 
   
 
d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst? 

 
Frühwarnsignale und Maßnahmen werden im Rahmen der jährlichen Wirtschaftsplanung 
jährlich beurteilt und gegebenenfalls angepasst. 

   
 
 
 
FRAGENKREIS 5: 
 
Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
a) Hat die Geschäfts/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von 

Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten 
schriftlich festgelegt? Dazu gehört: 

 
- Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 
- Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträ- 
 gen eingesetzt werden? 
- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in wel- 
 chem Umfang dürfen offene Posten entstehen? 
- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien aus- 
 schließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt wer- 
 den dürfen (z. B. antizipatives Hedging)? 

 
Der gesamte Fragenkreis 5 ist für die GTL nicht einschlägig, weil keine derartigen Instrumente 
eingesetzt werden. 

    
 
b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von 

Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung? 
 
Vgl. hierzu a). 

   
 
c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes 

Instrumentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 
 

- Erfassung der Geschäfte 
- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 
- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 
- Kontrolle der Geschäfte? 
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Vgl. hierzu a).  

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 
Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung 
gezogen? 

 
Vgl. hierzu a). 

      
 
e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 
 
Vgl. hierzu a). 

 
 
f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die 

offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 
 
Vgl. hierzu a). 

 
 
 
 
FRAGENKREIS 6: 
 
Interne Revision 
 
a) Gib es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende  

Interne Revision/Konzernrevision ? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird 
diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

 
Der Eigenbetrieb führt größenbedingt keine eigene Revisionsabteilung. Die Revisionsaufgaben 
werden - in geringem Umfang - im Bereich von Rechnungsprüfungen von den Mitarbeitern 
wahrgenommen. Darüber hinaus führt das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Lindau als örtliches 
gesetzliches Prüfungsorgan gern. Art. 106 Abs. 4 GO Bay Rechnungs- und Kassenprüfungen 
durch. Das städtische Rechnungsprüfungsamt ist nicht der Werkleitung   unterstellt. 

 
Des Weiteren findet in regelmäßigen Abständen die überörtliche Prüfung des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbandes statt. 

   
 
b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision? Besteht bei ihrer 

Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
 
Vgl. a). 

  
 
c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/ 

Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander 
unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch 
getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über 
Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

 
Vgl. a). 
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d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 

abgestimmt? 
 
Vgl. a). 
 

 
e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 

welche handelt es sich? 
 
Vgl. a). 

   
 
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der 

Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne 
Revision/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

 
Vgl. a). 

   
 
 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit (Fragenkreis 7 bis 10) 

 
FRAGENKREIS 7: 
 
Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, 
Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 

Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 
nicht eingeholt worden ist? 

 
Maßnahmen, welche der Zustimmung des Werksausschusses bzw. des Stadtrats bedürfen sind 
in der Betriebsatzung und in der Dienstanweisung für die Werkleitung geregelt. Im Rahmen 
unserer in Stichproben durchgeführten Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass 
die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen 
Rechtsgeschäften und  Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

   
 
b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des  

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 
 
Es wurden keine Kredite an Organmitglieder vergeben. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 
Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen).   

 
 
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

  
Im Rahmen unserer in Stichproben durchgeführten Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte 
ergeben, dass die im Berichtsjahr vorgenommenen Geschäfte und Maßnahmen nicht in 
Übereinstimmung mit Gesetz, Betriebsatzung, Dienstanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Werksausschusses bzw. des Stadtrates übereinstimmen. 

   
 
 
 
FRAGENKREIS 8: 
 
Durchführung von Investitionen 
 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 

immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 
Investitionen werden im Rahmen der Genehmigung des Wirtschaftsplans auf Rentabilität, 
Finanzierbarkeit und auf Risiken geprüft. Im Bereich Abwasserbehandlung ist zu 
berücksichtigen, dass aufgrund des Anschluss- und Benutzungszwangs bei den hoheitlichen 
Aufgaben der Abwasserbeseitigung und Abwasserreinigung die GTL zur Durchführung 
geeigneter Maßnahmen verpflichtet ist. 

   
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 

Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 
Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder 
Beteiligungen)? 

 
Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit der Preise zu 
ermöglichen. 

   
 
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 
 
Investitionen werden durch die Werkleitung monatlich überwacht und Abweichungen werden 
untersucht. Siehe auch Fragenkreis 3 b). 
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d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

 
Wesentliche Überschreitungen waren im Wirtschaftsjahr nicht feststellbar. 

    
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
 
Nach unseren Feststellungen wurden keine Leasing- oder vergleichbaren Verträge aufgrund 
einer nicht ausreichenden Kreditlinie abgeschlossen. 

 
 
 
 
FRAGENKREIS 9: 
 
Vergaberegelungen 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen  

(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 
 
Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen haben sich nicht ergeben. 

  
 
b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, 

Konkurrenzangebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 
 
In der Regel werden für geplante Ausgaben Preisabfragen durchgeführt. Für Kapitalaufnahmen 
werden beschränkte Ausschreibungsverfahren durchgeführt. Flüssige Mittel werden aufgrund 
aktueller Marktabfragen angelegt bzw. zwischen den Bereichen verschoben. 

  
 
 
 
FRAGENKREIS 10: 
 
Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 
Die Berichterstattung an den Werkausschuss erfolgt in den Werkausschusssitzungen (Bericht 
des Werkleiters), durch den Jahresabschlussbericht und durch mündliche bzw. schriftliche 
Informationen bei Vorliegen besonderer Ereignisse. Darüber hinaus steht der Werkleiter in 
seiner Funktion als Leiter der GTL in stetigem Austausch mit Vertretern der Stadt Lindau. 

    
 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Ausweislich der Protokolle der Werksausschusssitzungen berichtet die Werkleitung in den 
Sitzungen über die Entwicklung des Eigenbetriebs im geforderten Umfang. 
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen 
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

 
Auskunftsgemäß wurde der Werksausschuss über wesentliche Vorgänge angemessen und 
zeitnah unterrichtet. Niederschriften über Vorgänge, die außerhalb der 
Werksausschusssitzungen kommuniziert wurden, haben uns nicht vorgelegen. Im Rahmen 
unserer Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte erhalten, dass der Werksausschuss nicht 
angemessen unterrichtet worden ist. 

 
 
d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 
 
Im Jahr 2022 kam es zu keinem besonderen Wunsch des Werkausschusses bezüglich der 
Berichterstattung. 

   
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 
 
Die Durchsicht der Protokolle zu den Werksausschusssitzungen ergab keine Anhaltspunkte, 
dass die vorgelegten Unterlagen nicht ausreichend waren. 

   
 
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 
erörtert? 

 
Es besteht keine gesonderte D&O-Versicherung. Der Eigenbetrieb ist über die Stadt Lindau in 
die Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung sowie die Kassenversicherung einbezogen. 

   
 
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 

Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem 
Überwachungsorgan offengelegt worden? 

  
Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans sind uns 
nicht bekannt geworden. 
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Vermögens- und Finanzlage (Fragenkreis 11 bis 13) 

 
FRAGENKREIS 11: 
 
Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 
a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
 
Es besteht kein im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 
Der Auslastungsgrad der Anlagen im Abwasserbereich befindet sich im oberen Teil der 
Kapazitäten. 

   
 
 
b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Bestände sind nicht auffallend hoch oder niedrig. 
   
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

  
Verkehrswerte der von dem Eigenbetrieb vorgehaltenen Anlagen lassen sich im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung nicht beurteilen. Hierzu wäre es erforderlich, für die einzelnen 
Anlagenbestandteile Verkehrswertgutachten einzuholen. 

 
 
 
  

 
FRAGENKREIS 12: 
 
Finanzierung 
 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 
Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

 
Das langfristige Vermögen des Eigenbetriebs ist zu 100,00 v. H. durch langfristige Mittel finanziert. 
  
 
b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Es liegt keine Konzernstruktur vor. 
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden? 

 
Der Eigenbetrieb hat im Berichtsjahr keine Zuwendungen der öffentlichen Hand erhalten.  

   
 
 
 
 
FRAGENKREIS 13: 
 
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen 

Eigenkapitalausstattung? 
 
Die Eigenkapitalquote des Eigenbetriebs beträgt 18,3 v. H. Finanzierungsprobleme bestehen 
derzeit nicht. 

   
b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
Der Jahresüberschuss des Wirtschaftsjahres 2022 soll in voller Höhe auf neue Rechnung 
vorgetragen werden.  

 
 
Ertragslage (Fragenkreis 14 bis 16) 

 
FRAGENKREIS 14: 
 
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach 

Segmenten/Konzernunternehmen zusammen? 
 
Das Betriebsergebnis nach Segmenten liegt in Form der Erfolgsübersicht vor. Vom 
Betriebsergebnis entfallen auf die Abwasserwirtschaft T€ 216, auf den Straßen- und 
Gewässerbau T€ 299, auf die Stadtreinigung/Werkstattdienste T€ 1.407 und auf die 
Werkleitung/Verwaltung T€ -721.  

 
  
b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Im Berichtsjahr lagen keine entscheidenden einmaligen Vorgänge vor. 

   
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 

Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 
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Im Rahmen unserer in Stichproben durchgeführten Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte 
ergeben, dass Leistungsbeziehungen mit der Stadt Lindau bzw. zu anderen Eigenbetrieben der 
Stadt Lindau zu unangemessenen Konditionen vorgenommen worden sind. 

   
 
d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Konzessionsabgaben waren nicht zu entrichten. 

   
 
 
 
FRAGENKREIS 15: 
 
Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
Verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, haben 
sich im Berichtsjahr nicht ergeben. 

   
 
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 
 
Vgl. a); nicht einschlägig. 

   
 
 
 
FRAGENKREIS 16: 
 
Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
 

Der Eigenbetrieb weist einen Jahresgewinn aus.  
 

    
 
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern? 
 
Der Eigenbetrieb ist bestrebt, den erforderlichen Ressourcenverbrauch effizient und 
kostengünstig zu gestalten. 
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Rechtliche Verhältnisse

I. Tabellarische Übersicht

Firma: Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau

Rechtsform: Eigenbetrieb

Das Unternehmen erfüllt die Merkmale einer großen Kapitalge-

sellschaft iSd § 267 HGB.

Die Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau werden als or ganisato-

risch, verwaltungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesondertes

Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbetrieb)

der Stadt Lindau geführt. 

Sitz: Lindau (Bodensee)

Gründung: Der Eigenbetrieb Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau wurden

zum 1. Januar 2015 aus den bisherigen Stadtentwässerungs wer-

ke Lindau, Lindau ("SEL"), und der Abteilung Tiefbau und städti-

sche Betriebe der Stadt Lindau gebildet. 

Der Stadtrat der Stadt Lindau hat am 20. März 2014 die Grün-

dung des Eigenbetriebs "Garten- und Tiefbaubetriebe Lindau"

be schlossen. Als erster Umsetzungsschritt zur Gründung des Ei-

gen betriebs wurde die Abteilung "Tiefbau und Städtische Betrie-

be" zum 1. Mai 2014 aus dem Stadtbauamt ausgegliedert und

bis zur Gründung des Eigenbetriebs zusammen mit der SEL als

eigen ständiges "Garten- und Tiefbauamt" geführt. 
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Gegenstand des Unternehmens: Gemäß § 2 Abs. 1 der Betriebssatzung ist Aufgabe der GTL ins-

besondere Planung, Bau, Unterhalt, Betrieb und Pflege von

Grünflächen- und Tiefbauinfrastruktur im Bereich der Stadt Lin-

dau. Im Einzelnen nehmen die GTL folgende Aufgaben wahr: 

- Ableitung und Behandlung des Abwassers im Stadtgebiet

über Kanalnetz und Klärwerk 

- Straßen- und Brückenbau für die Stadt als Straßenbaulast-

träger einschließlich der Straßenbeleuchtungsanlagen sowie

des zuge hörigen Kabelnetzes

- Gewässerbau und Hochwasserschutz

- Garten- und Landschaftsbau 

- Mobilitätsplanung einschließlich Aufgabenträgerschaft

ÖPNV und Radverkehrsförderung für die Stadt

- Altlastensanierung für die Stadt

- Straßenreinigung einschließlich Winterdienst und Vollzug

der Winterdienstordnung 

- Zentrales Fuhrwesen einschließlich Beschaffung, Wartung,

Re paratur von Fahrzeugen sowie Erbringung von Fuhrleis-

tun gen für die Stadt

- Werkstattdienste, einschließlich der Vorhaltung des erfor-

derli chen Fachpersonals und der Werkstätten, insbesondere

in den Gewerken Mechaniker, Metallbau, Holzbau, Beton-

bau, Maler und Verkehrszeichen sowie Beschaffung, War-

tung und Reparatur von Maschinen für die Stadt 

Hierzu gehört im Rahmen der Gesetze auch die Einrichtung und

Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, die die Aufgaben

der GTL fördern und wirtschaftlich mit ihnen zusammenhängen.

Zur Förderung der Aufgaben der GTL können sich die GTL im

Rahmen der Gesetze an anderen Unternehmen beteiligen. 

Betriebssatzung: Die Stadt Lindau hat die Betriebssatzung in der Sitzung vom 23.

Oktober 2014 beschlossen; sie ist seit dem 01. Januar 2015 in

Kraft. In der Stadtratsitzung vom 24. Mai 2017 wur de die erste

Änderungs satzung vom 12. April 2017 einstim mig be schlos sen.
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Geschäftsjahr: Kalenderjahr

Stammkapital: € 5.000.000,00

Organe: Die zuständigen Organe für die Angelegenheiten der GTL sind

nach § 4 der Betriebssatzung: 

- Werkleitung (§ 5 der Betriebssatzung)

- Werkausschuss (§ 6 der Betriebssatzung)

- Stadtrat (§ 7 der Betriebssatzung)

- Oberbürgermeister (§ 8 der Betriebssatzung)

Werkleitung: Gemäß § 5 der Betriebssatzung besteht die Werkleitung aus ei-

nem Mitglied. Als Werkleiter ist im Berichtjahr bis zum Ende des

Berichtsjahres Herr Kai Kattau bestellt. Seit dem 01. Januar

2023 ist Herr Pius Hummler der Werkleiter der GTL. 

Werksausschuss: Die Mitglieder des Werkausschusses sind im Anhang namentlich

genannt.
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Verträge von besonderer Bedeutung:

Satzungen: Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der Stadt Lin-

dau (Bodensee) (Entwässerungssatzung - EWS) vom 17. Oktober

1994 in der Fassung der zweiten Änderungssatzung vom 30.

September 1999. 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der

Stadt Lindau (Bodensee) vom 2. Dezember 1993 in der Fassung

der siebten Änderungssatzung vom 19. Juli 2013.

Wesentliche Verträge: Vereinbarung mit der Stadtwerke Lindau GmbH & Co. KG, Lin-

dau, über die Abrechnung der Kosten für die Erhebung/Inkasso

der Einleitungsgebühr Abwasser vom 8. September 1995. 

Zweckvereinbarung mit dem Abwasserverband Bayerischer Bo-

denseegemeinden, Sigmarszell, über den Anschluss von

Schmutzwasserkanälen an die städtische Entwässerungsanlage

vom 29. April 1999 / 16. Juli 1999. 

Vereinbarung zwischen der Stadt Lindau und der Gemeinde Ach-

berg über den Anschluss des Schmutzwasserkanales der Ge-

meinde Achberg an die öffentliche Entwässerungsanlage der

Stadt Lindau vom 18. Juni 1979 mit Nachtrag vom 23./ 30. De-

zember 1996. 

Zweckvereinbarung zwischen der Stadt Lindau und dem Zweck-

verband Wasserversorgung Handwerksgruppe, Sigmarszell, vom

20./ 24. August 2009 über die Erhebung von Abgaben. 

Mietvertrag mit der Stadt Lindau vom 10./ 14. Dezember 2015

über die Anmietung der Gebäude und Räumlichkeiten des städti-

schen Bauhofes mit Wirkung zum 1. Januar 2015. 

Mietvertrag mit der Stadt Lindau vom 10./ 14. Dezember 2015

über die Anmietung der Gebäude und Räumlichkeiten der Stadt-

gärtnerei mit Wirkung zum 1. Januar 2015. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2017 

 
 
 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas- 
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti- 
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt- 
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche  gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

 
 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm- 
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh- 
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis- 
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs- 
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

 
 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa- 
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können.  Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts- 
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän- 
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu- 
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

 
 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des  Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über- 
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech- 
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts- 
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter- 
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab- 
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

 
 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits- 
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts- 
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim- 
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter- 
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge- 
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

 
 

7. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe- 
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül- 
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach- 
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt- 
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge- 
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

 
 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm 
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

 
 

9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe- 
sondere Prüfungen,  gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf- 
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah- 
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha- 
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf- 
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver- 
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht- 
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren  entstanden  sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei- 
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min- 
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht- 
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh- 
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 
 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage- 
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift- 
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 
 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli- 
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän- 
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge- 
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei- 
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä- 
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres- 
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau- 
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie- 
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera- 
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper- 
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi- 
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um- 
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations- 
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge- 
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter- 
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

 
 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt- 
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 
 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen- 
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie- 
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 
 

14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile- 
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 
 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An- 
sprüche gilt nur deutsches Recht. 
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